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Eine verlustreiche 


Die pulnischen Spiritushrennereien. die wegen der mm- 
geschickten Manopolpalitik der eigenen Regierung uhnehin 
schon keine guten Tage erleben und weder ihre Prod: 
fahigkeit ausnutzen. noch die tatsachliche Produktion in 
genügend rentabler Weise absetzen konnen. sind durch ihren 
allzu optimistischen Unternehmungsgeist neuerdings in die 
Gefahr schwerer Verluste geraten. Es handelt sich um die 
Beteiligung des Verbandes landwirtschaftlicher Brennereien 
Polens an der unlanıgst mit einem Kapital von 2 Mill. türk. 
Pfund gegründeten Konzessionsgesellschaft „‚Sociäte anonyme 
pour exploitation du mannpole des alcools et des boissons 
quer en Turquie“. Zu Anfang dieses Jahres wurde 
rkanpntlich vom turkischen Parlament ein Gesetz verab- 
sehiedet. durch welches Erzeugung, Import und Verkauf 
von Spirituosen. Wein. Bier und allen Likorsorten zum Mo- 
nopol des Staates erklart werden und gleichzeitig die Regie- 
rung bevollmachtigt wird, dieses Monopol ganz oder teil- 
eise zu verpachten., Um die Erwerbung dieser Konzession 
hatten sich auler einer deutsch-schweizerischen Gruppe auch 
die landwirtschaftlichen Spiritnsbrennereien Polens bemüht. 
die bei den Verhandlungen mit der Regierung in Angora 
durch die ..Polski Spirytus Sp.-A.“, auch ..Naczelna Organi- 
zacja Spirytusowa“ genannt, vertreten wurden und in engen: 
Einvernehmen mit der „Banca commerciale Italiana‘ han- 
delten. Sie hoten zunachst 3 Millionen Dollar als Pacht für 
die auf 25 Jahre bemessene Konzession. Als darauf die 
deutsch-schweizerische Gruppe num 9 Millionen hoher ging, 
steigerten die polnischen \ertreter ihre Offerte his zur selben 
Hohe und — blieben darauf sitzen. weil die andere Gruppe 
daraufhin sofort zurücktrat. Noch verhangnisvoller aber 
wurde die Situation, nachdem auch die genannte italienische 
Bank sich von denı Geschaft zurückzog mit der Begründung. 
daß sie von dieser Erholiung des Angehots nicht varher durch 
ilie polnischen Vertreter verstandigt worden sei. Schließlich 
sahen sich die Polen genotigt. bei einer Wiener Finanzgruppe 
den notigen Rückhalt zu suchen. Diese verlangte aber 
Garantie sles polnischen Finanzministeriums (als der obersten 
Kontrollbehörde der polnischen Monopolverwaltung), wozu 
sich das Ministerium gegen ungemessene Pfandhinterlegung 
endlich auch bereit erklarte. Da die Organisation der Spiritus- 
fabrikanten aber üher eigene Vorrate nicht zu verfügen hatte. 
wurden (wie die neueste Nummer der „Tygodnik Handlowy” 
mitzuteilen weiß) von der Direktion des polnischen Spiritus- 
monapols 12 Millionen Liter gegen eine progressive Verzin- 
sung von 1,2—2,2 °, zur Verfügung gestellt. Daraus ergibt 
sich die immerhin recht seltsame Tatsache, daß das War- 
schauer Finanzministerium, das nunmehr die angesuchte 
Garantie erteilte, den eigenen Monopolspiritus als Pfand 
übernommen hat. (Ob diese Affare mit in das Kapitel „„Miß- 
wirtschaft heim Spiritusmonopol“ hineinbezogen werden wird, 
das in letzter Zeit in einem Teil der polnischen Presse so leb- 
haft debattiert wurde, und jetzt auch Gegenstand einer amt- 
lichen Untersuchungsaktion geworden ist, bleibt abzuwarten). 
Aber damit sind die Schwierigkeiten noch nicht zu Ende. 


Monopolpachtung. 


Die polnischen Spiritusbrennereien sind an dem Kapital der 
oben genannten Gesellschaft mit nur 55 °, heteiligt, wahrend 
45 ©, der Anteile der turkischen Regierung hzw. der Banque 
d'Affaires in Angora gehören. Außer dem jahrlichen Pacht- 
zins muß der turkischen Regierung aber auch ein gewisser 
Mindestgewinn aus ihrer Beteiligung garantiert werden. Ob 
diese Betrage tatsachlich herausgewirtschaftet werden konnen, 
muß recht fraglich erscheinen. Die genannte polnische Wochen- 
schrift behauptet sogar, es sei inzwischen festgestellt worden, 
daß die bisherige Produktion der polnischen Brennereien (bei 
Berücksichtigung des laufenden polnischen Spiritusexports 
nach anderen Staaten) gar nicht ausreichen werde, um den 
Bedarf des Monopalunternehmens in der Türkei zu befriedigen. 
Zu diesem ‘Zwecke müsse vielmehr auf die Ausfuhr nach 
anderen Landern (bisher kamen außer der Schweiz, Lett- 
land und Litauen noch Australien und Neuseeland, Ost- 
indien. Kanada. Süd- und Westafrika. sowie einige franzo- 
sische Kolonien in Betracht) ganzlich verzichtet werden. 
Auf diese Weise würde ein Spiritusexportmonopol entstehen. 
das im polnischen Monopolgesetz nicht vorgesehen ist und 
dessen Einnahmen nieht dem polnischen Staat. sondern jener 
Konzessiensgesellschaft zufließen wurden. Für den Fall, 
daß die inlandische Produktion für die an der turkischen 
Konzessionsgesellschaft beteiligte „Polski Spirytus Sp. A.“ 
nicht ausreichen sollte, wolle man die Brennereien zwingen, 
ihre Produktion um 10%, über das Kontingent hinaus zu 
erhohen. In dieser Richtung sei bereits eine Verordnung des 
Staatsprasidenten über die Erhohung des Kontingents vor- 
gesehen. Nun konnte. wie schon eingangs erwahnt. eine Er- 
hahung der Kontingente den landwirtschaftlichen Brennereien 
in Polen an sich durchaus erwünscht sein, vorausgesetzt, 
daß sie dann ihre Erzeugnisse auch zu rentablen Preisen ab- 
zusetzen in der Lage waren. Gerade die im Exportgeschaft 
erlangten Spirituspreise haben aber in den letzten beiden 
‚Jahren bei weitem nicht die Hohe der Selbstkasten erreicht. 
Es besteht nun die Gefahr. daß die Verluste, welche die Pach- 
tung des türkischen Spiritusmonopols schon verursacht hat 
und noch verursachen wird, ebenfalls von den polnischen 
Spiritusproduzenten werden getragen werden müssen, da, 
wie „Tygodnik Handlowy“ meint, zwar formal die War- 
schauer Regierung, in Wirklichkeit aber die Kanzersions- 
firma die Preise für den über das Kontingent hinaus erzeugten 
Spiritus regeln wird. Mogen auch die von der polnischen 
Zeitschrift ausgesprochenen Befitrchtungen vielleicht etwas 
übertrieben sein, so ist doch jedenfalls sicher, daß die Lage 
der polnischen Brennereien durch dieses türkische Unter- 
nehmen nicht die erhoffte Besserung erfahren wird. Erwalınt 
sei noch. daß der Spiritusverbrauch der Türkei auf jahrlich 
30—50 000 Hektoliter geschatzt wird, wahrend Polen bisher 
dorthin etwa 2500 Hektoliter exportierte. Mit der erlangten 
turkischen Konzession sollte übrigens auch die Errichtung 
von Spiritusfahriken in der Türkei selbst, sowie die Fabri- 
kation von Flaschen, Korken und‘ dergl. verbunden sein. 
Die bereits jetzt aufgetauchten finanziellen Schwierigkeiten 
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werden aber die Erfüllung dieser Pflichten bzw. Ausnutzung 
dieser Rechte kaum ermoglichen. Angeblich sollen schon 
vor einigen Wochen mit der Regierung in Angora Verhand- 
lungen über eine Erleichterung der Pflichten aus dem Kon- 
zessionsvertrage aulgenommen worden sein. Zuverlassige 
Meldungen darüber, ob die turkische Regierung sich zu einem 
Entgegenkommen bereit finden oder aber die ganze Kon- 
zession noch einmal neu ausschreiben wird, liegen jedoch 
bis jetzt noch nicht vor. 


Titelubersetzungen. 


Bemerkung „(uberselzt Nr. „.. )” hedeufet, daß das beirclfcnde Gesetz ın 
der Zeitschrift der deutschen Sein- nnd Senatsabgcardneten für Posen und Pommerellen 
„Polnische Oeselze und Verordnungen in deutscher Ubersetzung“ erschienen ısl. Die 
Zeitschrül isi von der Ceschäfisstelle, Poznań, Wały Leszcayäiskiego 2, zu beziehen. 


Dziennik Ustaw Nr. 101 vam 13. Oktober 1926, 
Gesctz: 
Pos. 580 — vom 2. August 1926 über das anus Recht bei 
inlandischen Privafverhaitnissen RR 
Pos. 581 — vom 2. August 1926 über das eigen 
auslandischen Privatverhaltnissen A 
Pos. 582 — vom 2R, Septembér 1926 über die Änderung des 
Wortlautes der Artikel 103 und 104 des Gesetzes üher die 
Pflichtmaßige Krankenversicherung, vom 19, Mai 1920 
SERHLDET des Staatsprasidenten: 
Pos. 583 — vom 30. September 1926 über Landenteignung fiir 
Erweiterung des römisch-katholischen Kirchhafes in Li 
kowo Kreis Jendrzejow ., PECA 
Verordnungen: 
Pos. 584 — des Agrarreformministers vom September 1926, 
herauspegeben im Einvernehmen mit dem Finanzminister 
über das Vorgehen der staatlichen Landwirtschaitsbank 
bei der Liquidation der Schulden früherer russischer staat- 
licher Landwirtschafts-, Bauern- und Agrarbanken .. z 
Pos, 585 — des Finanzministers, des Ministers für Handel und 
Gewerbe und des Landwirtschaftsministers für staztliche 
Domanen vom 24, September 1926 über die Rückerstattung 
des Zolis bei Ausfuhr von Karbid, Stickstoff und Salpeter- 
Saure, „un 
Pos, 586 d 28. September "1926 über 
die Verkvrzung der Zen in der irrtümlich nicht oder zu hoch 
erhobene Zollgebilhren machgezahlt bzw. zurückgezahlt 
werden MUSSEN. ....... 
587 des Innenministers vom 24. Se ptember 1026, her- 
ausgegeben int Einvernehmen mit dem Fwanzminister, 
über die Anderung des Gesetzes des Innenministers vom 
28. Juni 1926, herausgegeben Im Einvernehmen mit dem 
Finanzminister über die Ausführung des §.11 b) der Ver- 
ordnung des Staatspräsidenten vom 17. Juni 1924 über die 
Verpflichtung und Art der Deckung der Ausgaben der 
Kommunalverbände und einiger anderer Paragraphen 
dieser Verordnung des Staatsprasidenten ..... B 
Pos. 588 — des Ministers für Handel imd Gewerbe vom 29. Sep- 
tember 1926, herausgegeben im Einvernehmen mit dem 
Finanzminister und dem Innenminister über die Änderung 
des § 7 der Verordnung des Ministers fjr Handel und Ge- 
werbe vom 2. Dezember 1921 über die Höhe und Art der 
Gebühren fur die Kesselaufsicht . 3130 
Bekanntmachung: 
Pos, 589 — des Außenministers vom 5. Oktober 1926 in Sachen 
der Berichtigung eines Fehlers im Text der Verordnung im 
„Dziennik Ustaw“ Nr. 41, vom 1. Mai 1926, Pos. 256, des 
Vertrages zwischen der Polnischen und der tschechnslo- 
wakischen Republik in Rechts- und Finanzangelegenheiten, 
unterzeichnet in Warschau am 23. April 1925 
Dziennik Ustaw Nr, 102 vom 15. Oktober 1926, 
Verordnung des Staatsprasidenten: 
Pos. 500 — vom 30. September 1926 über den Austausch 
einiger Staafsbesitzungen . 1132 
Verordnung 
Pos. 591 — des Verkehrsministers vom 14. Oktober 1926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministern für 
Finanzen, Haudel und Gewerbe, Landwirtschaft und staat- 
liche Domanen über Einführung der Tarifermaßigung für 
Steinkohle im polnisch-österreichischen Verkehr ..... - 
Pos. 592 — des Verkehrsministers vom 14. Oktober 1926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministers für 
Finanzen, Handel und Gewerbe, Landwirtschaft und siaat- 
liche Domanen über Einführung der Tarifermaßigung für 
Steinkohle im polnisch-österteichischen Verkehr 
Pos. 593 — des Verkehrsministers vom 14. Oktober J926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministern für 
Finanzen, Handel nnd Gewerbe, Landwirtschaft und staat- 
liche Domanen iber Einführung der Tariiermaßigung für 
Steinkohle im polnisch-österreichischen Verkehr .,.....-- 
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Pos. 594 — des Verkehrsministers vom 14. Oktober 1926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit den Ministern für 
Finanzen, Handel und Gewerbe, Landwirtschaft und staat- 
diche Domanen über Einführung der Tarifermaßigung für 
Steinkohle im Verkehr zwischen den polnischen Eisenbahn- 
stationen cinersejts und den italienischen Eisenbahn- 
stationen Triest und Fiume andererseits 

Regierungserklarungen 

595 — vom 5. Oktober 1926 über die Ratilızıerung der 

ternationalen Konvention durch Griechenland, die das 
niedrigste zulassige Alter für Kinder zur Arbeit in der 
Macnteäuprschteiht: _... . Oe «. . - .. NE 

Pos. 596 — vom 5. Oktober 1926 über die Ratitizierung der 
internationalen Konvention durch Griechenland über die 
Entschadigungen ım Falle von Arbeitslosigkeit, hervorge- 
rufen durch Veruichtung eines Schiffes . 

Pos. 597 — vom 5, Oktober 1926 über die Ratifi 
internationalen Konvention durch Griechenland über die 
Vermittlung von Arheit tür Matrosen en 


Dziennik Usiaw Nr, 103 vom 21. Oktober 1926. 
Verfügung des Staatsprasidenten: 
. 598 — vom 20, Oktober 1026 úber die Vervollständigung 
RE Vorschriften, die den Ausbau der Behörden der Aktien- 
gesellschaften normieren T d 
Anordnung des Stanisprasidenten: 
. 599 — vom 14 Oktober 1926 bee die Landenteignung für 
Be Erweiterung des Kirchhois in Swıetomarz, Kreis 134 . 
Verordnungen: 
Pos. 600 — des Kriegsministers vom 7. Oktober 1926 über die 
Vervollstandigung einiger Bestimmungen der Verordnung 
vom 13. Juni 1925 in Sachen der Ausführung des Gesetzes 
vom $8. Juli 1924 über die Grundpflichten und Rechte des 
polnischen Militi ee Mer 
601 -— des Verkehrsministers vom 4. Oktober 1 
gegeben im Einvernehmen mit den Ministern für Finanzen, 
Handel und Gewerbe, Landwirtschaft und staatlicher 
Domanen über Änderung und Vervolistandigung des Güter 
tarifs der polnischen normalspurigen Eisen ba Ba 
Pos. 602 — des Justizministers vom 12. Oktober 
Änderung der Kreisgrenze des Bezirksgerichter In Wiäniow= 
yk und Mikulince in den Kreisen der Bezirksgerichte Brze- 
any und Tarnopo! ae a 
Pos. 609 - des Justizministers V 12. Oktober 1926 über 
die Aufhebung des Friedensgerichtes beim STE Lu- 
bawa im Appellationsgericht Thorn ,...ssssss> an: 
Re gierungserklarungen 
604 vom 11. Oktober 1926 über die Ratifizierung der 
fünf Arbeitskanventionen durch die belgische Regierung 
(festgesetzt durch die internationale Arbeitskonferenz iu 
Genf 1921). De ` 


Dziennik Ustaw Nr. 104% vom 23. Oktaber 1926. 
Vertrag: 
605 — unterschrieben in Washington am 14. November 
1924 Zwischen der polnischen Regierung und der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika ,... 
Pos. 606 — Über die Regierungserklärung vom 15. Oktober 1926 
in Angelegenheit der Ratitizierung des Vertrages zwischen 
der Republik Polen einerseits und den Vereinigten Staaten 
» von Amerika andererseits über die Konsolidierung der Schul- 
den, unterschrieben in Washington am 14. November 1924 
Verordnunge 
Pos. 607 — des Innenministers vom 25. September 1926, her- 
ausgegeben im Einvernehmen mit dem Finanzminister und 
dem Justizminister über die Preisermittelung flir Lebens- 
mittel und taglıche Gebratchsartikel in den staatlichen 
Prüfungsanstalten für Lebensmittel und tagliche Ge- 
brauchsartikel „2.0.2.2... 
Pos. 608 — des Landwirtschaftsministers vom 9. Oktober 1926 
über die Registrierung der Zucht 
Dziennik Ustaw Nr. 105 vom 26. Oktober 1926. 
Gesetz: 
Pos. 609 — vom 2. August 1926: Verwaltungsstrafen .. 
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Das neue Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 
Von Dr. Alexander Elster. 

Einem neuen Urheber- und Verlagsgesetz ist ein neues Gesetz 
zur Bekampfung des unlauteren Wettbewerbs gefolgt. Es datiert vom 
2. August 1926 (Dziennik Ustaw 1926., Nr. 96, Zitier 559), wurde am 
25. September verkündet und trat 14 Tage darauf in Krait. Das Ge- 
setz macht einen ausgezeichneten Eindruck und erscheint mir viel 
besser gelungen als das Urheber- und Verlagstecht. Es vermeidet 
manche Schwerfälgkeiten des deutschen Gesetzes, gibt, wie ich es 
nennen möchte, eine große nnd eine kleine „Generalklausel“ und 
scheidet ziemlich schari zwischen zivilrechtlichem und strafrechtlichem 
Schutz, ohne dabei ciue wesentlich andere Methodik als das deutsche 
Gesetz zu verfolgen. 

Das Gesetz beginnt mit der kleinen Generaiklause! (Art. 1), 
nach welcher jeder Unternehmer Handlungen eines Konkurrenten unter- 
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sagen kann, durch die dieser sich in seinen Kundenkreis eindrangt, 
durch Erregung des Irrtums, dessen Erzeugnisse, Waren oder Leistungen 
seien ainc Erzeugnisse, Waren oder Leistungen. Damit ist, ahnlich 
wie im deutschen Gesetz, das Moment der Verwechstungsgefahr als 
Tatbestand des unlauteren Wettbewerbs gekennzeichnet. Interessant 
ist, daß neben der Unterlassungsklage ausdrücklich auch die Klage 
auf Beseitigung der den Irrtum erweckenden Ursachen gegeben ist, 
und ebensn eme neue Schadenersatzformulierung: namlich nur bei 
bösem Willen oder offentlicher Fahrlassigkeit hat der Schadigende 
dem anderen jeglichen Schaden zu ersetzen und Buße zu entrichten; 
liegen Böswilligkeit ader grobe Fahrlassigkeit nicht vor, so ist nur 
die auf Kosten des anderen erlangfe Bereicherung aus den letzten drei 
Jahren vor Klageeinreichung herauszugeben. Die groBe General- 
klausel ist in Art. 3 als Erganzung der Ärt. 1 und 2 gefaßt (auf Art. 2 
komme ich sogleich zurück); sie gibt die Unterlassungs- imd Schaden- 
ersatzklage gegen alle Handlungen, die zu den geltenden Vorschriften 
oder den guten Sitten (Ehrlichkeit des Kaufmanns) im Widerspruch 
stehen und einen Unternehmer schadigen; das Wetthewerbsmoment 
ist hierin nicht allgemein betont, aber als Beispiele sind genannt: Ver- 
breitung unwahrer Angaben, Aufreizung zur Vernachlassigung von 
Dieustohliegenheiten aus wettbewerblichem Interesse, Bekanntgabe 
von technischen oder Geschaftsgeheimnissen und ahnliches. Eigen- 
artıg ist der Art. 4, der die Verfolgung unrichtiger Herkunftsbezeich- 
nungen in der Form einer erweiterten Aktivlegitimation zur Klage 
gibt, namlich jedem Unternehmer, der gleichartige Erzeugnisse in 
dem betreffenden geographischen Bezirk herstellt, sowie den geniein- 
schaftlichen Vertretungen von Unternehmern, die zu dem Verbande 
gehören, aus dem die Waren stammen sollen. Das wird im Gesetz 
nicht naher erlautert und auf Ausführungsbestimmungen tiber 
Gattungsmamen und dergl, verwiesen, die noch zu erwarten sein werden 


Eine dem vielbesprochenen deutschen § 16 ahuliche Bestimmung 
gibt der Art. 2, Er behandelt zwiachst die Verwechsiungsgefahr in 
der Bezeichnung eines Unternehmens; dieses Jarf nicht so genannt 
werden, daß die Abnehmer über die Identitat mit einem anderen 
Konkurrenzunternehmen Irregeführt werden. Die in der reichsgericht- 
lichen Judikatur so mühsam errungene Richtlinie für die Konflikte 
zwischen Namenrecht und Wetthewerbsrecht findet das polnische 
Gesetz meiner Ansicht nach sehr geschickt, indem es bestimmt: Wer 
unter Hinweis auf sein Recht (7. B. Recht auf einen Namen) sein 
Unternehmen so bezeichnet, daß dadurch ein Irrtum hinsichtlich der 
Identitat mit einem anderen Konkurrenzunternehmen, welches hereits 
früher ahnliche Bezeichnungen führte, hervorgerufen werden kann, 
hat durch entsprechende Zusatze zu den Bezeichnungen die Möglich- 
kelt emer Irreführung der Abnehmer zu bescıtigen. Das Gericht kann 
aber diese Pflicht unter Umstanden auch dem ersten Benutzer auf- 
erlegen, es ist also ım Gegensatz zu unserem ausschließlichen Priori- 
tatsprinzip in Polen der Fall vorgesehen, daB ein in der Sache, d. h. 
der Benennung legendes besseres Recht dem Prioritätsrecht vorgehen 
kann. 

Ahnlich wie in Deutschland ($ 4) ist die strafrechtliche Folge an 
die bewuüßte Verletzung der Wahrheitspflicht im Wettbewerb ge- 
knüpft; dahin gehören alle irreführenden Angaben (über Beschaffen- 
heit, Ursprung, Eigenart, Wert usw.), aber hier snd auch — ganz 
verstandigerweise! die im deutschen Gesetz in den $$ 6-10 so breit 
gehaltenen Bestimmiingen über Auver a ian Kta EaR kurz und 
zweckmaßig eingereiht. Auch die Irreführung durch falsche Waren- 
bezeichnung ist in diesem Art, 6 erwahnt. Die Warenniengenver- 
schlelerung (unser § 117 ist ahnlich in Art. 7 behandelt, die Kredit- 
schädigung (unser § 15) in Art 9, die Angestelltenbestechung (unser 
$ 12} ın Art. 10. Dabei geht aber Art. 10, Abs. 1, etwas weiter als der 
deutsche § 18 bezüglich des Verbats des Verrafs von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen (‚Wer anf eine gegen das Gesetz oder die guten 
Sitten verstoßende Weise von den technischen oder Geschäftsgeheim- 
nissen eines Unternehmens erfahrt und davon zun) Zwecke des Wett- 
bewerbs Gebrauch macht oder sie anderen mitteilt, wird mit ..... 
bestraft“) 


Eigenartig ist der Art. 8, der ein auf dem Verordnungswege zu 
erlassendes Verbot des Abschlusses von Vertragen bringt, durch die 
ein Unternehmen auf eine den Grundsätzen des ehrlichen Wettbewerbs 
widersprechende Weise sich die Absatzbedingungen zu erleichtern 
bemiiht. Dahin gehört namentlich und ausdrücklich auch der sagen, 
Lawinenvertrag (Schnecballsystem). Auch die Verleitune zum Ab- 
schluß verbotener Verträge wird bestraft. 


Artikel 11 und 12 geben prazessuale Vorschriften, Artikel,17 ent- 
halt die Ubergangsbestimmungen, Artikel 16 eine Zollverwaltungs- 
vorschrift für weithewerbverletzende Waren, Artikel 13-15 den 
abjeklıven und subjektiven Geltungsbereich des Gesetzes. Hieraus 
sei nur hervorgehoben, daß bisherige Vorschriften über die Bekampfung 
des unlauteren Wettbewerbs, soweit sie in dem neuen Gesetz nicht 
geregelt sind, in Kraft bleiben, ferner, daß die Vorschriften dieses Ge- 
setzes keine Anwendung auf die Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbs in solchen freien Berufen finden, die eine gesetzlich geregelte 
Organisation zur Bestrafung des unlauteren Wettbewerbs im Disziplinar- 
wege haben, — eine interessante Bestimmung, die geeignet ist, der 
Frage, ob ein solcher freier Beruf ein gewerblicher ist und somit dem 
Unternehmensbegriti des Gesetzes untersteht, aus dem Wege zu gehen. 
Ausländern, die eine Hauptniederlassung nicht ın Polen haben, sieht 
nach Art. 14 der Schutz dieses Gesetzes nur zu im Rahmen der Gegen- 
seitigkeit mit ihrem eigenen Staate. 
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Von der staatlichen Gewerbesteuer. 
(Fortsetzung). 
Art. 15. 
., Als besonderes Unternehmen wird jede Waldbeholzung zusammen 
mit der ersten Bearbeitung des Holzes, die auf einer oder mehreren 
aneinander grenzenden Waldparzellen ausgeführt wird, angesehen, 


» 

Als aneinander grenzende Seesen werden Waldabschnitte an- 
gesehen, die in einem Waldkomplex gelegen sind, wenn sie auch nicht 
unmittelbar aneinander stoßen, sondern eich nur in naher Nachbar- 
schaft befinden. 

Sofern die Waldabholzung auf Grund eines einzigen Vertrages 
auf dem Gebiete von Waldparzeilen geführt wird, die, wenn sie auch 
ancinander grenzen, doch in zwei oder mehreren Verwaltungsge- 
meinden gelegen sind, wird die Abholzung, die ın jeder einzelnen den 
meinde geführt wird, als besonderes Unternehmen angesehen. 


rt. 16. 

Als eine besondere Anstalt bei Schifahrtsunternehnien wird 
jedes Schiff angesehen, 

Art. 17. 

Als ein besorrderes Eisenbahnunternehmen wird die Gesamtheit 
der Einrichtimgen auf Eisenbahniinien angesehen, die durch eine 
Konzession (miaßt werden. 

Art, 18, 

Als ein besonderes Unternehmen wird die Ausführung eines jeden 
einzelnen Arbeits- oder Lieferungsvertrages betrachtet, sowie auch 
jeder einzelne Vertrag über die Pacht des Rechtes zur Erhebung ciner 
Gebühr (Markt-, Schlagbaumgebühr usw.) vom Staate ader einem 
autonomen Verbande. 

Als besonderes Unternchinen wird jedoch nicht die Ausführung 
folgender Vertrage angesehen : 

a) bei Industriennternehmen — auf Lieferung von Erzeugnissen 

der eigenen Fabrikation; 


b) bei Transport- und Verkehrsunternehmen — auf Transport 
von Ladungen; 
c} bei Unternehmen fur Warenhandel — auf Lieferung von 


Waren, die Gegenstand ihres eigenen Handels bilden, sofern 
der Preis des Gewerbescheins, der für den Betrieb des Waren- 
handels gelöst wurde, dem Preise des Gewerbescheins ent- 
spricht, der für eine selbständige Lieferung hätte gelöst werden 
müssen ; 

d) be: Bauunternehmen und technischen Büros — auf Ausführung 
von Arbeiten, die in ihren Tatigkeitsbereich fallen; 

c) bei allen Erwerbstatlgkeiten, die von den freien Berufen außer- 
halb des Sitzes ihres Büros ausgeiibt werden. 


Art. 19. 

Im Wanderhandel (Hausierhandel) wird als Unternehmen an- 

gesehen: 

a) für den Austraghandel — der Verkauf vun Waren aus Kisten, 
Koflern, Körben und ähnlichen Verpackungen, die vam Ver. 
kauter von Ort zu Ort getragen werden; 

b) für den fahrenden Hande! der Verkauf von Waren vum 
Wagen, vom Kahn und aus ohnlichen Raumlichkeiten, die 
«durch tierische Kraft von Ort zu Ort gefahren werden, 


W, 

Nicht als Wanderhandel aneii) betrachtet wird der 
Verkauf aus Krambuden, Verkaufsbanken, Hangevorrichtungen usw., 
der standig oder periodisch an bestimmten Tagen an demselben Ort 
oder an demselben Platz betrieben wird. 


Art. 20. 

Im Jahtmarktshandel wird als Unternehmen, das die Lösun; 
eines besonderen Gewerbescheines eriordert, der Warenverkauf aui 
Jahrmarkten angesehen, die langer als drei Tage dauern; diese Waren 
mussen einem Unternehmen gehören, das Belege über die Losung 
eines Gewerbescheines auf Grund der Art. 11, 12, 13 und 15 vorlegt. 


§ 36. 
Als Jahrmafkte in Sinne des Art. 20 des Gesetzes werden solche 
Markte angesehen, die länger als drei Tage dauern, wie z. B. die Lem- 
berger und Posener Messe u. a. 


Anmerkung: 

Firmen, die Reisende mit Waren cutsenden und neben Be- 
stellungsanmahme auch den Verkawi der Waren beireiben, sind ver- 
pflichtet, einen entsprechenden Gewerbeschein in der namlichen Ort- 
schaft zu Idsen. Wenn diese Unternehmen ihre Tatigkeit auch in 
anderen Ortschaften betreiben, sind sie verpflichtet, auf dem Gewerbe- 
schein für jede Ortschaft einen entsprechenden Zusatz laut Art. 36 
anbringen zu lassen. 

Unternehmen, die auf Messen ihre Waren ausstellen, brauchen 
für die Dauer der Messe keinen besonderen Gewerbeschein zu lüsen, 
wenn sie schon für ihre standige Anstalt einen richtigen Gewerbe- 
schein gelöst haben. 

Art. 21. 

Was andere Arten von Unternehmen betrifft, die in den Art. 11 

bis 20 nicht genannt sind, so steht dem Finanzminister das Recht der 
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Enischeidung zu, ob diese Unternehmen bzw. deren Anstalten als 
„besondere“ angesehen werden sollen. 


Art. 22 

Dic zu einem Unternchmen gehorenden abgesonderten Lager 
unterliegen nicht der Pflicht, Gewerbescheine zu losen; für solche 
Lager miissen Jedoch besondere Registerkarten gelost werden. (Art. 23) 

Als ein besonderes Lager werden ein nder mehrere unmittelbar 
miteinander verbundenen Raume augeschen, die sich außerhalb (Art. 11 
bis 14) der Handels- und Industricanstalt hefinden, zu einem Unter- 
nehmen gehoren, gleichviel ob die Räume offen nder geschlossen sind, 
die ausschließlich zum Anfbewahren, Trocknen, Reinigen, Sortieren, 
Ausrangieren, Umladen-nder Verpacken der Waren dienen, ferner auch 
zur Aufbewahrung der Vorrate au Maschinen, Geraten, Brennstoffen, 
Rohstoffen und der für die -Produktion notwendigen Materialien, des- 
gleichen der Lebensmittelvorrate, Kleidungsstiicke und ahnlicher 
Produkte zur Versorgung der eigenen Arbeiter, wenn diese den Cha- 
rakter eines Handelsunternehmens nicht tragt. Auch muß eine bt- 
sondere Registerkarte jede fur den Engrosverkauf der einzelnen Fi 
zeugnisse bestimmte Anstalt haben, die im Sinne des Art. 14 nicht 
als besondere Handelsanstalt angesehen wird. (Fortsetzung folgt). 


Die Einnahmen von Staafssteuern und Monopolen 
in der dritten Dekade des Monats September und 
in der ersten Dekade des Monats Oktober. 


3. Dekade 1. Dekade. 
1, Unmittelbare Steuern: 

Orundsteuer ....... ` 1 859.077 1.121.946 
Gewerbe- und Umsatzsteuer 7.052.039 2.223.054 
Einkommensteuer .. 1.981.765 
Vermöpenssteuer .... 850 340 
Andere unmittelbare Steuern 1.342.669 
Zusammen 7.519.774 


2. Mitielbare Steuern: 
Weinstener 
Biersteuer . 
Zuckersteuer 


Roholsteuer “ 
Andere mittelbare Steuern 
Zusammen 3.465.245 2.450.416 
3. Zolle : 
Einfuhr zölle 5.358.798 4.186.842 
Austuhrzolle . ur _ 175.793 86,210 
Zusammen .. 5.534,591 4.273.082 
4. Stempelgebehren 
Stempelgebühren (einschl. aller Pnsit.) 3.280.651 3.893.587 
5. Monopole: 
Sacharinmonopo] 100 
Salzmanopol 1.364.354 1.395.509 
Tabakmanopoli ., 8.000.050 8.000.000 
Spiritusmonopol 7.106.588 5.090 052 
Zundholzmonopol, 723.583 = 
Staatliche Lotterie , . 
Zusammen .... 17.194.675 14.485.561 
Außerordentlicher Zuschlag zur offent- 
lichen Danina Berne 1.348.000 929.583 
Insgesamt EWEI 3.517.073 


Steuerkalender. 


Im Monat November dieses Jahres sind folgende direktem Steuern 
zu zahlen: 

y en zum 15. November Einzahlung der 11. Rate der Grundsteuer 
ur 1926, 

Im Laufe des Monats November ist die Zahlung der staatlichen 
u kommunalen Grund- und Gebaudesteuer für das ITI Vierteljahr 
allig. 

Bıs zum 15. November ist die Umsatzsteuer von dem im Vormonat 
erzielten Ertrage zu zahlen, und zwar von den Betrieben der I. und Tl. 
Handels- und I. bis V. gewerblichen Betrieben sowie von Gesellschaften 
und Genossenschaften. 

Bis zum 20. November die Einzahlung der zweiten Halfte der 
Vorauszahlung auf die Umsatzsteuer flr das I1. Quartal 1926, 

Im Laufe des Monats November kann mit der Einlosung der 
Patente und Registerkarten für das Jale 1927 begonnen werden. 

Mit dem 1. November lauft der Termin zur Zahlung des Restes 
der für das Steuerjahr 1926 veranlagten Einkommensteuer ab. Die 
Hohe der veranlagten Steuer ist aus den ınzwischen zugestellten Zah- 
lungsbefehlen ersichtlich. 

Des weiteren ist die Steuer von Lohnempfangern, und zwar 7 Tage 
nach stattgefundenem Abzug abzuführen. 

im Laufe des Monats Navember beginnen die Zwangsvoll- 
streckungsbehorden mit der zwangsweisen Beitreibung nicht einge- 
zahlter Vermögenssteuer, aus Titeln vorhergehender und der Oktober- 
rate. 

Außerdem sind im November Steuern zahlbar, über die die Steuer- 
pflichtigen Zahlungsaufforderungen mit Zahlungstermin im No- 
vember erhalten haben. Außerdem sind die bis zum Monat November 
gestundeten oder in Raten zerlegten Steuern zu zahlen. 


Bekanntmachung des Posener Finanzamtes. 


Das Finanzamt Posen Stadt hat in den Tageszeitungen folgende 
Bekanntmachung erlassen 

In Verbindung mit den unter den Sieuerpflichtigen herrschenden 
falschen Gerüchten, daß eine Aufhebung bzw. Verlegung des Ter- 
mines zur Zahlung des lOprozentigen Steuerzuschlages eintreten soll, 
erklart das Finanzministerium, daß der seit dem 16. d. Mts, ver- 
pflichtenden Termin zur Zahlung des lüprozentigen Steuerzuschlages 
nicht verlegt wird. Diese Steuer wird weiterhin erhoben. 

Gleichzeitig wird darauf aufmerksam gemacht, daß die Zahlung 
der Quartalsvorschtisse zur Umsatz- und Gewerhesteuer fiir 1926 
unverzuglich erfolgen muß. Die Nichteinhaltung der Termine für das 
3. Quartal, der 20. Oktober und der 20. November, hat neben der 
zwangsweisen Einziehung der Raten auch den Verlust aller Erleichte- 
rungen zur Folge. 

Es liegt deshalb im Interesse der Steuerzahler, die angegebenen 
Termine genau einzuhalten. 


Beweiskrait nicht kaufmännisch geiührter Bücher. 

Dem „Kurj. Poz.“ zuiolge, hat das Oberste Verwaltungsgericht 
in Warschau folgendes Urteil gefallt: 

Zur Unterstützung seiner Einkommenstenererklarung hatte ein 
Zensit der Steuerbehorde seine Bücher vorgelegt Der Sachverständige 
des Steueramtes gab sein Urteil dahin ab, daß die Bücher dem kauf- 
inannıschen Brauch zwar nicht entsprachen, dad man ihnen aher die 
Glaubwürdigkeit nicht absprechen konne. Trotzdem kamen die nachsten 
Instanzen für Steuersachen zu ahweichenden Ergebnissen, ohne die 
Bücher gepruft zu haben, weil die Bücher keme Handelsbücher, sie 
also auch nicht voll beweiskrältig seien. Der Zensit hrachte die Sache 
vor das Oberste Verwaltungsgericht, daß die Entscheidung der beiden 
Steuetinstanzen aufhob. In der Begründung des Urteils sagt das 
Ober verwaltungsgericht, das Einkummensteuergeset7 enthalte keinerlei 
Vorschriften, we der Zensit Zweifel in seiner Steuererklarung auf- 
klaren und mit welchen Beweisen er die Aufklarung zu begründen 
habe, schreiht auch nicht vor, daß nur Handelsbiicher voll beweis 
kräftig seien. Im Gegenteil sei jedes Beweismittel, soferu seme Glaub 
würdigkeit zweifellos ist, recht und darf nicht als ungultig nur deshalb 
verworfen werden, weil es gewissen Brauchen nicht entspreche 


Kesselrevisionsgebuhren. 

Das Ministerium für Handel und Gewerbe erladı im Dz. 
Ne. JAI folgende Bekanntmachung vom 29, September d. Js. 

Die Kesselrevisionsgebuhren sind innerhalb zwei Monaten vom 
Tage der Zustellung der Aufforderung ab gerechnet eınzuzahlen 

Die nicht terminmäßig eingezahlten Belrage werden mit Zu- 
rechnung von 4°, Verzugszinsen für jeden Monat eingezogen, wobei 
A te liber 15 Tage für einen vollen Munat gerechnet werden 
Deckung der Zwangsvollstreckungskosten erheben die 
ibre Rechnung vom Stenerpflichtigen 5%, von der Schuldsumme, 
dach nicht weniger als 5 zi, unter Zurechnung der tatsächlich ent 
standenen Vollstreckungskosten. 

Das Gesetz tritt mit dem Tage der Veroffentlichung in Kraft. 


Ein- und Ausfuhrbestimmunge 


Neue Einfuhrkontingente, 


Für die Einfuhr von Fischen aus Estland und von Kakan in 

Pulver aus Holland wurden neue Kontingente festgesetzt, Diese 
Kontingente haben bis zum Schluß dieses Jahres Gültigkeit, Anträge 
sind sofort an die entsprechenden Wirtschaftsorganisatlonen, d. h. 
an die Handelskammer und im früheren russischen Teilgebiet an die 
Stowarzyszenie Kupców Polskich und an die Centrala Związku Kup- 
cåw zu richten. 
Für die Einfuhr von Trockenpilaumeu aus Juguslawien und für 
inthen aus Griechenland wurden ebenfalls Kuntingente festgesetzt. 
Nähere Mitteilungen über die Einreichung von Anträgen werden durch 
die Organisationen der zentralen Einfuhrkommisslom erteilt. 


| | Zölle. | | 


Einfuhrzoll für Kartoffeln nach Deutschland, ~ 


Di®in der polnischen Presse verbreitete Nachricht, die deutsche 
Regierung habe den Einfuhrzoll für polnische Kartoffein aufgehoben, 
entspricht, wie wir von zuständiger Seite erfahren, nicht den Tat- 
sachen. Der- Einfuhrzoll für polnische Kartoffeln beträgt nach der 
Verorduung der Reichsregierung vom 2, Juli 1925 in der Zeit vom 
1. August bis 14. Februar 2 Reichsmark je 100 kg. 


Ustaw 


Zollbehandlung nach Deutschland eingefuhrter Hüte. 


Nach Deutschland eingeführte Sendungen mit Hüten, die einem 
Stückzoll unterliegen, sind neuerdings ohne Rücksicht auf das Gewicht 
der Sendung zollpflichtig. 

Mithin werden von jetzt an alle Briefsendungen, die Hüte ent- 
halten, der zuständigen Zollstelle zur Abfertigung vorgeführt, da nur 
diese entscheiden kann, ab stickweis- oder gewichtszollpflichtige Hüte 
vorliegen. 


Nr. 12 


Verkürzung der Frist für Zollnachforderungen. 


im Dz. U. Nr. 101, Pos. 586, ist folgende Bekanntmachung des 
Finanzministers vom 28. September d. Js. veröffentlicht: 

Auf Grund des Art. 21 der Verfügung des Finanz. und Handels- 
ministers vom 11. Juni 1920, betr. Zolltarif (Dz. U. Nr. 51, Pos. 314), 
wird nachstehendes angeordnet 


Der im $ 32, Absatz 5, der Verfügung des Finanzministers vom 
13. Dezember 1920 betreffend die Zollfrage (Dz. U, aus 1921, Nr. 1 
Pas 64), festgesetzte zweijährige Termin wird um cin Jahr verkürzt. 
$2 
ş2 
Diese Verfügung tritt mit dem Tage der Veroffentlichung in Kraft. 


I Rechtswesen und Handelsbräuch [El 


Haftung für Unfalle auf übermäßig glattem 
Linoleumiußboden. 


Ein Unfall, der sich in Ladengeschaften und allen anderen, dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Raumen taglich ereignen kann und zu 
erheblichen Schadenersatzklagen zu führen pflegt, beschäftigte kürzlich 
das Reichsgericht 

Der Zahntechniker L. in Berlin hatte in einer Depositenkasse 
eines großen Bankhauses Geschäfte zu erledigen. Beim Fortgehen 
kam er auf dem Linoleumfußboden zu Fall und erlitt einen Schenkel- 
bruch, der eine Verkürzung des rechten Beines um 5 Zentimeter zur 
Folge hatte. Er hehanptete, in seiner Erwerbsfähigkeit ais Dentist 
wesentlich beeinträchtigt zu sein und verlangte Schadenersatz. D: 
Kammergericht erkannte seinen Anspruch auf Zahlung einer mon 
lichen Rente von 500 RM. dem Grunde nach als berechtigt. Das 
Reichsgericht wies die Revision der Beklagten zurück mit folgenden 
Entscheidungsgrinden 

„Aus dem Umstand, daß sich der Kläger vor dem Unfall bereits 
in dem betreifenden Raume aufgehalten hat, folgt noch nicht, daß er 
die (jefähriichkeit des Fußbadens bemerkt hat. Es ist nicht festgesteilt, 
daß er sie beim Betreten des Raumes gekannt habe. Daß ihm die Ge- 
fährlichkeit nicht zum Bewnßtsein gekommen ist, kann ihm nicht 
zum Verschulden angerechnet werden, Daraus, daß der Fußboden 
jahrelang nach demselben Verfahren geölt worden ist, folgt noch 
keineswegs, daß das Linoleum stets nach erneuter Einölung eine ge- 
fahrliche, übermäßige Glätte gehabt habe. Eine solche stellt aber der 
Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum in dem vorliegenden te, wo noch 
Schneewetter geherrscht hat, fest. Es ist sehr wohl möglich, daß 
früher die Ölung zu kemen Beanstandungen Anlaß gab, weil sie nicht 
so stark war, daß daraus Gefahr erwuchs. Daß der Unfall vermieden 
worden ware, wenn die Beklagte für die Aufstellung von Warnungs- 
tafeln und die Verwendung von abstumpfenden Mitteln (Sagespanen, 
Decken) gesorgt hätte, stellt der Berufungsrichter ebenfalls fest. Übr 
gens hat die Beklagte selhst Vorsichtsmaßnahmen fur nötig erachtet, 
denn sie hat solche nach dem Unfall getroffen.“ (A. Z. V1 20 bis 26. 
— Urteil vom 23. April 1926.) 


Bedeutung des Bestatigungsschreibens. 


Wenn im Handelsverkehr unter Kaufleuten die eine Partei nach 
vorausgegangenen mündlichen oder telephontschen Verhandlungen 
der anderen Partei schriftlich bestätigt, daß sie einen Vertrag als abge- 
schlossen ansieht und den Inhalt dieses Vertrages festlegt, so ist die 
andere Partei verpflichtet, dem Gegner gegenüber alsbald zu erkennen 
au geben, daß sie das Bestäligungsschreiben nicht billigt, widrigenfalls 
sie die im Bestätigungsschreiben mıedergelegte Auffassung der Gegnerin 
gegen sich gelten lassen muß. Em Bestätigungsschreiben 
erheischt also im Falle des Nichteinverständnisses eine u mge hende 
Antwort. Der Absender eines Bestätigungsschreibens kann sich zum 
Beweise des Vertragsabschlusses auf die bloße Tatsache berufen, daß 
das Schreiben dem Vertragsgegner zugegangen ist. Leugnet dieser den 
Vertragsabschluß, so muß er als der Empfänger beweisen, daß er dem 
Schreiben rechtzeitig widersprochen hat. Ein Widerspruch, 
der cin bis zwei Tage nach Empfang des Bestätigungsschreibens erfolgt, 
kam als rechtzeitig gelten, nicht aber eine erst mehrere Tage später 
geschehene Ablehnung. (Reichsgericht I1, 542/25.) 


Unberechtigtes Vorgehen eines Handlerverbandes 
gegen einen Fabrikanten. 

Ein Hundlerverband hatte in Rundschreiben an seine Mitglieder 
wiederholt vor dem Geschäftsverkehr mit einem bestimmten Fabri- 
kanten gewarnt, weil dieser sich um den Verkauf seiner Fahrikate 
unmittelbar bei Privatleuten bemühte. Der Fabrikant strengte darauf 
hin gegen den Verband Klage auf Schadenersatz und Unterlassung 
an und drang in allen Instanzen mit seinem Anspruch durch. 

Der beklagte Verband habe nicht das Recht, derartige Kampf- 
mitte! gegen den Klager zu gebrauchen und seine Mitglieder gegeu 
den Klager einzunehmen wegen eines Verhaltens, das nur scheinbar, 
aber nicht tatsächlich die berechtigten Interessen der Handler schädigt; 
denn es ist festgestellt, daß der Kläger an Handler um etwa den Be- 
trag billiger verkauit, der normalerweise deu Händlerverdienst aus- 
macht, so daß die Bezugspreise der unmittelbar bei ihm kauienden 
Privatleute kaum günstiger sind, als beim Bezuge vom Händler. Weiter- 
hin ist festgestellt, daß die Veröffentlichungen des Beklagten denEin- 
druck erwecken, als ob der Kläger darauf ausginge, die Händler aus- 
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zuschalten und möglichst vie} an Privatpersonen zu verkaufen. ~ 
Das, was der Kläger an Private verkauft, macht aber noch nicht 10.9, 
seines gesamten Umsatzes aus. — Der Kläger hat sonach Anspruch 
darauf, daß der beklagte Verband Warnungen vor dem Geschäfts- 
verkehr mit ihm unterlaßt, die bei den Mitgliedern den Eindruck er- 
wecken, das Kaufen bei dem Kläger müsse verhindert werden, weil 
er damit umgehe, den ehrlichen Zwischenhandel auszuschalten.” Wer 
mit Warnungen im geschäftlichen Verkehr vorgeht, muß in der Fassung 
vorsichtig sein, damit der Empfänger der Nachricht dıe tatsächlichen 
Verhältnisse zu übersehen vermag, um selbst die erforderlichen Schlusse 
daraus zu zıchen. 

Der Beklagte hat auch Boykottierungsmaßregeln gegen den Kläger 
ergriffen, und mit Recht hat der Vorderrichter dies als ein sitten- 
widriges Kampfmittel angesehen. Denn der Boykott, die schärfste 
wirtschaftliche Kampfwaffe, kann nur als da berechtigt angesehen 
werden, wo eine schwere wirtschaftliche Notlage nach Erschöpfung 
aller Verstandigungsversuche zu einem außerordentlichen Druck zwingt, 
um maßvolte Forderungen zu verwirklichen. Das rigorose Vorgehen 
des Beklagten steht in keinem billigen Verhältnis zu der Handlungs- 
weise des Klagers, des sen Geschäfl etwa dreißig Jahre lang in der- 
selben Weise betrieben und die Mitglieder des Verbandes kaum jemals 
geschadigt hat. 


Der nicht wahrgenommene Urlaub. 


Es besteht kein Handelsgebrauch, nach dem leitende Angestellte 
einer Aktiengesellschaft, denen ein zusammenhängender Erola 
urlaub vertraglich zusteht, cinen der ihnen zustehenden Urlaubszeit 
entsprechenden Gehaltszuschlag beanspruchen künnen, wenn sie aus 
geschäftlichen Gründen keinen Urlaub genommen haben. 


Fehlbetrage begründen nicht immer fristlose 
Entlassung. 

Eine Filialleiterin einer großen Konsumgenossenschaft hatte in ihrer 
Kasse einen Fehlbetrag von 8406.94 Mark, der bei den eınzeinen In- 
venturaufnahmen im Juli, November und Dezember 1924, Februar 
und Juni 1925 und Jaruar und März 1925 in verschiedenen Beträgen 
festgestellt wurde. Bei der letzten Feststellung des Fehlbetrages wurde 
die Leiterin fristlos entlassen ; sie klagte am Kaufmannsgericht in Koln 
auf Zahlung von 589,50 Mark Kündıgungsentschadigung, die ihr durch 
Urteil zugesprochen wurden, In der Bepründung hieß es: 

Wenn auch derartig hohe Fehlbeträge unter Umständen sehr 
wohl einen Grund zu fristioser Entlassung einer Filialleiterin bilden 
können, auch ohne daß ein Verschulden im einzelnen nachgewiesen, 
zu werden braucht, so muß im vorliegenden Falle entgegengehalten 
werden, dañ die Firma seit langem Kenntnis von den hohen Fehl- 
beträgen hatte. Die Fırma hat dadurch, daß sie die Klägerin in ihrer 
Stellung beleg, selbst zu erkennen gegeben, daß sie in den Fehlbeteägen 
einen wichtigen Grund zur fristlosen Entlassung nicht erblickt hat, 
andernfalls sie längst hiervon hätte Gebrauch machen müssen, 


Wann ist zur Übernahme von Anteilen einer 
G. m. b. H. ein notarieller Akt erforderlich? 


Die Generalversammlung einer Gesellschaft m. b. H., hatte be- 
schlossen, das Grundkapıtal der Gesellschaft zu erhöhen und hatte den 
Vorstand ermachtigt, Anträge von Mitgliedern zum Bezug der nenen 
Anteilscheine und die entsprechenden Einzahlungen anzunehmen, 
jedoch mit dem Vorbehalt, daß die Anträge der Teilhaber bis zu einem 
bestimmten Termin zu erfolgen hatten. Nach dessen Ablauf wurde 
der Vorstand der Gesellschaft ermächtigt, die nicht bezogenen Anteıl« 
scheine entweder für Rechnung der Gesellschaft zu behalten, ader sie 
an neue Gesellschafter zu begeben. Im Sinne dieses Beschlusses der 
Generalversammlung hat sich ein Gesellschafter für den Bezug von 
25 Anteilscheinen eintragen lassen, jedoch den Gegenwert für diese 
Anteile erst nach Ahlauf des erwähnten Termins entrichtet, trotzdem 
aber um Laufe der folgenden drei Jahre Dividenden bezogen. Dach es 
kam so, daß die neue Generalversammlung gerade nach drei jahren 
einberufen wurde und einen Beschluß faßte, durch den sie denjenigen 
der vorgehenden Versammlung für ungültig erklärte und somit diesem 
‚Gesellschafter die Rechte für die 25 Anteile user: 

Der Geselischaiter verklagte die Geselischaft und forderte, den 
Beschluß der letzten Versammlung aufzuheben und seine Rechte auf 
die 25 erworbenen Anteile anzuerkennen. Das Kreisgericht hat diese 
Klage berücksichtigt, indem es von dem Standpunkte ausging, daß 
der Klager dic Bedingungen des Beschlusses erfullt habe und, obwohl 
er den Gegenwert für die-erwarbenen Anteile erst uach dem Termine 
tete, dieses dennoch keinen entscheidenden Grund darstelle, 
da ein bestimmter Vorbehalt im Beschfusse fehle. Auch die Annahme 
des Gegenwertes nach dem Termin und die Auszahlung der Dividenden 
durch die Gesellschaft entkräfte den Einwand der Unpunktlichkeit 
in der Entrichtung der Zahlung für die erworbenen Anteile, 

Das Appellationsgericht in Warschau, an das sich die betreffende 
Gesellschaft wandte, bestätigte das Urteil der ersten Instanz. Als 
Haupteinwand machte die Gesellschaft geltend, daß der Kläger keinerlei 
Anteile der Gesellschaft im Sinne des Gesetzes erworben hahe, da die 
Abgabe von Anteilen der Gesellschaften m. b. H. im Sinne des Ar- 
ls 6 des Dekrets aus dem Jahre 1919 notarielle Formen erfordere, 
in diesem Falle nicht vorhanden waren. Das Appellationsgericht 
hat diesen Einwand nicht berücksichtigt. Es stellte fest, daß Artikel 6 
des Dekretes nur dann Anwendung findet, wenn es sich um Über- 
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tragung oder Aufgabe der Anteile handelt. In diesem Falle handelte 
es sich jedoch um Vergrößerung des Grundkapitals der Gesellschaft 
im Sinne des Beschlusses der Generalversammlung. 

Das Appellationsgericht hat also festgesetzt, dal zur Übertragung 
oder zur Aufgabe von Anteilen der Gesellschaften m. b. H. auf Grund 
des Artikels 6 des Dekrets ein notarieller Akt notig sei. Diese Vorschrift 
betrifft jedoch nicht den Bezug ncuer Anteile bei Erhöhung des Stamm- 
kapitals, und ein solcher Bezug ist, auch wenn er ohne natarıellen Akt 
vor sich geht, rechtskraftig. 


Löst der Konkurs einen kaufmannischen 
Lehrvertrag? 


Eine iür weite Kreise beachtenswerte Entscheidung in der Frage, 
ob ein kaufmännisches Lehrverhältais infolge des Konkurses des Lehr- 
herrn aufgelost wird, hat das Kauimannsgericht in Stuttgart gerälkt 
Hierbei handelte es sich um folgenden Tatbestand: Der klagende 
Lehrling war auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages bei einem 
Kaufmann in die Lehre getreten. Die Dauer der Lehrzeit war vom 
1. Mai 1924 bis 30. April 1927 festgesetzt. Ende September 1925 geriet 
der Lehrherr in Konkurs und der Konkursverwalter sah sich veranlaßt, 
das Lehrverhaftnis am 1. Oktober 1925 mit sofortiger Wirkung zu 
kundigen. Der Lehrling erhob nun beim Konkursgericht einen Schaden- 
ersatzanspruch in Höhe von 657 RM., für die er allerdings ein Vor- 
recht nicht geltend gemacht hatte, 

Das Kaufmannsgericht Stuttgart hat diesen Anspruch für be- 
rundet erklart. Der Lehrvertrag sel eine Unterart des Arbeitsver- 
Tages. Der dem Vertrage zu Grunde liegende Ausbildungszweck 
rechtfertige nicht eine Ausnahme der Lehryertrage von der Vorschrift 
des § 22 der Konkursordnung, wonach, falls der Koukursverwalter 
kündigt, der andere berechtigt ist, Ersatz des ihm durch die Aui- 
hebung des Dienstverhaltnisses entstehenden Schadens zu verlangen. 
In sinngemaßer Anwendung des § 22 der Konkursordnung auf Lehr- 
vertrage muß davon ausgegangen werden, daB der Kankursverwalter 
den Lehrvertrag fristlos kundigen kann Aber die Kündigung des 
Konkursverwalters berechtigt den Lehrling zur Geltendmachung des 
Anspruchs auf Ersatz des durch die Kündigung entstehenden Schadens 
als unbevorrechtigte Konkursiorderung. Einen wichtigen Grund zur 
fristiosen Lösung des Lehrvertrages gemaß $ 77, Abs. 3, § 70 des Handels 
‚esetzbuches bildet der Konkurs des Lehrheren ebensowenig, wie der 

onkurs des Arheitgebers gegenüber dem Handlungsgehilten. Die 
Moglichkeit der Durchführung des langfristigen Lehrvertrages pe 
zum Betriebsrisiko des Arbeitgebers und des Lehrhersn, Dieses Risiko 
gart nicht auf den Lehrling abgewalzt werden, 


Wann haften Vorstandsmitglieder einer Gesellschaft 
personlich? 


Der Vorstand einer Gesellschaft m. h H. stellte im Namen der 
Gesellschaft einen Weschel aus und unterschrieb ihn unter dem Firmen- 
stempel, der nur den Namen der Gzsellschaft enthielt, jedoch obne 
den im Art, 25 des Dekrets her die Eintragung in das Handelsregister 
ausdrücklich geforderten Zusatz: „Gesellschaft m. b. H. (Sp. 20. p.) 
Der erwähnte Wechsel ist nicht eingelöst worden, und der Besitzer 
wurde gegen die betreffende Gesellschaft und gegen die Vorstands- 
mitglieder, die den Wechsel unterzeichnet hatten, klagbar. Das Be- 
zirksgericht erörterte diese Klage in alfen Einzelheiten. In der Appella- 
tionsklage verteidigten sich die Varstande mit folgenden Einwanden : 

1, daß einer der beklagten Vorstandsmitglieder keine Vortadung 
zur Verhandlung in I. Instanz erhalten hab? und er daher die Ein- 
stellung des Verfahrens oder die Rückverweisung der Klage an das 
Bezirksgericht zur Einleitung tiner neucn Klage fordere ; 

2. daß die Beklagten den Wechsel nur als Vorstand der Gesell- 
schaft m. b, H. unterschriebzu hatten und daher nicht personlich für 
die Verpflichtungen zu haiten brauchten. 

Das Appellationsgericht hat diese Einwande nicht berücksichtigt 
und die Berufung aus falgenden Grunden abgewiesen : 

I Das Appellationsgericht hat die erste formelle Entschuldigung 
nicht als genügend anerkannt, da der B:klagte, wenn er auch iat- 
sachlich keine Vortadung zur Verkandlung in der !. Instanz erhalten 
hatte, trotzdem von dem gegen ihn eingeleiteten Verfahren gewußt 
haben mußte, da er ja die Berufungsklage eingereicht habr. 

Den zweiten Einwand hat das Appellationsgericht abgewiesen, 
weil er jeder rechtlichen Grundlage entb’hre. Die Firma einer Ge- 
selischaft m. h. H. muß unbedingt im Sinne des Dakreis über das 
Handelsregister aus dem Jahre 1919 die Worte enthalten: „Gzsell- 
schaft m. b. H. (Spölka z ogr. odp.). Der Firmenstempel, in dem diese 
Worte fehlten, gab dem Kläger sowohl wie ubzrhaupt allen Giranten 
das Recht, anzunehmen, daß die Verpflichtung für den Wechsel eine 
Firma ub2rnommen hab:, und daß die beiden Unterschriften, die 
unter dem Stempel standen, Unterschriften von zwei Teilhabern waren, 
die, wie bekannt, für die Verpflichtungen der Gesellschaft mit ihrem 
ganzen Vermögen haften. Das Appellationsgerieht hat demnach er- 
kannt, daß Vorstandsmitglieder, die einen Weghsel unter dem Firmen- 
stempel unterschreiben, darauf achten müssen, daß aus der Unter- 
schrift der Charakter der G. m. b. H. zweiiclsfrei hervorgeht, da sie 
anderenfalls personlich haften. 
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Aus diesem Urteil des Appellationsgerichtes geht hervor, daß 
Mitglieder des Vorstandes von Gesellschaften m. b. H. personlich haft- 
bar sind, wenn der Stempel, unter den sie ihre Unterschrift setzten, 
nicht die Worte Spólka z ogr. odp. tragt 


Neue polnische Wahrungsmaßnahmen. 

Bei der zu Anfang dieses Minats im polnischen Freiverkehr neuerlich 
wieder aulgetretenen Dollarkurssteigerung hat, wie schon erwahnt, das 
wachsende MiBtrauen der poinischen Bevölkerung gegenüber dem Zloty 
wegen neuer Inflatiousabsichten der Warschauer Regierung wohl die 
Hauptrolle gespielt. Mag dieses Mißtrauen num sachlich genügend be- 
griindet sein oder nicht, jedenfalls hat die ungeschickte Art, in welcher 
der ofliziöse Nachrichtenapparat gewisse Maßnahmen zut Regelung 
des Geldumlaufs ankündiete, sehr vie! dazı beigetragen. Was nunmehr 
in Gestalt der am 20. d. Mts. vom Staatsprasidenten unterzeichneten 
Verordnung (deren amtliche Bekanntgabe übrigens bis zu diesem 
Augenblick nach nicht erfolgt ist) das Licht der Welt erhlickt hat, ist 
seiner wesentlichen Tendenz nach eigentlich gar nichts Neues, sondern 
nur die Wiederherstellung eines vun den vorherigen Regierungen gauz 
kraß verletzten Rechtszustandes. Unsere Leser wissen, daB wir auf 
diese Verletzungen schon vor langer Zeit und wiederholt gelegentlich 
unserer kritischen Betrachtungen der Bilanzen der polnischen Eınis- 
sionsbank und des Standes der polnischen Wahrung überhaupt hin- 
gewiesen haben. Es handelt sich um das ungeheuesliche Maß, das der 


‚Umlauf ungedeckter Geldzeichen in den letzten beiden Jahren erreicht 


at, entgegen Artikel IN der Verordnung vom 23. April 1024, wonach 

er Umlauf von Bilety Zdawkawe und Bilon zusammen höchstens 
12 Zloty auf den Kopf der Bevölkerung betragen darf, Demna tte” 
dieser Umlauf staatlicher Geidzeichen niema rund 350 Millionen 
Zloty hinausgehen dürfen. Fr Hat aber schon im Dezember v, Js. die 
Höhe von 400 Millionen Zloty uberschritten und z. R. noch an 30. Sep 

tember v. Js, 426.7 Millionen Zloty betragen. Schon der Nachfolger 
Grabskis, Finanzminister Zdzjechawski, hatte einge ‚ daß man 
diese Verwasserung der Ztotywährung, zu der wan seine Zuflucht pe- 
nommen hatte, um das Defizit im Staatshaushalt auszugleichen (vor 
allem um die Beamtengehalter und Pensionen zu ahlen), In erster 
Linie für den Ziotysturz verantwortlich machen miisse. Bekanntlich 
war es schon zu Grabskis Zeiten einmal so weit gekommen, daß die 
Bank Polski alle ihre Zweigstellen anwies, Bilon und Bilety Zdawkawe 
nur bis zur Höhe von 100 Zloty anzunchmen und Übertragungen von 

Banknoten-Konten auf Bilon-Konten verbot. Wenn diese Maßnahme 

auch nach einigen Wochen zuriickgezugen wurde, hatte sie doch genligt, 
den damals einer heftigen Erschütterung au den Auslandsbörsen aus 

gesetzten Zloty im polnischen Freiverkehr noch rapider zum Siuken zu 
hringen, Aber weder Zdziechowski noch die bisherigen Finanzminister 
des Pılsudski-Regimes kamen über die schönen Versprechungen zu 
wirklichen Taten. Ob die neue Verordnung eine solche Tat bedeutet, 
laßt sich im Augenblick noch nicht imit Sicherheit übersehen. Kurz 
gesagt, sallen die bisherigen Bitety Zdawkowe (Interims- oder Klein- 
peldschi ), von denen bisher insgesamt itir 320 Millionen Zloty 
emittiert wurden, durch Scheine neuen Typs zu 5 und 25 Zloty je Stück, 
sog. Bilety Państwowe (Staatsscheine) ersetzt werden, Dieser Um- 
tausch oder Ersatz soll zu einem Termin und innerhalb einer Frist, die 
vom Finanzminister noch zu bezeichnen sind, erfolgen. Diesa unklare 
Fassung des Artikels I der neuen Verordnung hat in weltesten Kreisen 
der polnischen Bevdlkerung den Verdacht aufkommen lassen, daß 
mindestens eine gewisse Zeit hindurch (d. h. im laufenden Winter der 
Umlauf ungedeckter Geldzeichen noch zunehmen statt abnchmeu, also 
in Wirklichkeit eine neue Inilation erfolgen wird. In der Tat ware es 
zur Beruhigung der Öffentlichkeit (auch des Auslandes!) dringend er- 
forderlich, möglichst bald bekanntzugeben, in welchem Tempo die 
alten Bilety Zdawkawe nach der Einführung des neuen staatlichen 
Papiergeldes aus dem Verkchr gezogen werden sollen. Vielleicht ist 
man sich aber in den zustandıgen Abteilungen der Warschauer Re- 
gierung hierüber selber noch nicht klar geworden. 

Besonderen Anstoß hat esweiter erregt, daß die neuen Staatsscheine 
bei Betragen bis zu 1090 Zloty in Zahlung genommen werden miissen, 
wahrend man die alten Bilety Zdawkowe bloß bis zu 100 Zloty auzu- 
nehmen brauchte. Der Staat und seine Institutionen wollen frei- 
lich die neuen Scheine unbzgreyzt in Zahlung nehmen. Bemerkens- 
wert ist ferner, daß Emissionsbank sowohl mit dem Umtausch dieser 
beiden G:ldzeichenarten wie mit der Durchführung der Inverkehr- 
setzung der neuen Scheine, als auch mit den Aufkauf eines gewissen 
Teiles der Bilety Paristwowe in gewissen Etappen auf Rechnung des 
Staatsschatzes b2traut werden sall. Mit diesem Rückkauf der neuen 
Scheine, der, bzginnend am 1. Februar 1927, jedes halbe jahr 51% 
Millionen Zloty, also bis zum Endtermiu, dem 1, juli 1937 110 Mill. 
Zloty erfassen sall, soll nun endlich das wieder gutgemacht werden, 
was Grabski und seine Nachfolger bisher gesüindigt haben. Durch 
diese Außerkraftsetzung von halbjahrlich mindestens 5.5 Millionen 
Zloty in Bilety Panstwowe soll. innerhalb rund IQ Jahren erreicht 
werden, da8 die Gesamtsumme des Umiaufes von Bilon (Münzen) 
und ungedeckien Papiergeldes den Betrag von 12 Zloty je Kopf der 
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Bevolkerung nicht mehr überschreitet. Der Gesamtbetrag der neu in 
Umlauf zu seizenden Bilety Państwowe wird von vornherein mit 
460 Millionen Złoty begrenzt. Auch 5 heint bereits sehr beden 
lich, da — wie schon erwahnt — am 30. September d .nur für ins- 
gesamt 426.7 Millionen Zloty Bilon und Bilety Zdawkowe in Umlauf 
waren und was nicht weniger zu beachten der Umlauf von 
Noten der Bank Palski z. B- am 10, Oktober nur 573.2 Millionen Zioty 
hafragen hat. Eine gewisse formale Sıcherung soll Artikel 12 der 
neuen Verordnung bringen, durch welchen die Bank Polski verpflichtet 
wird, monatlich den Umlauf an Bilety Panstwowe sowie Silber-, Nickel- 
und Branzemünzen zu veröffentlichen und die Aufsicht über die Aus- 
führung dieser Verordnung der Kontrollkommission für die Staats- 
schulden übartragen wird Danebzn sollen aber gewisse materielle 
Sicherungen getroffen werden. So werden als Deckung der Bilety 
Państwowe die Einnahmen in Hohe von jakrlich 12.6 Millionen Zloty, 
die in der Zeit vom I. Juli 1927 bis 1. Juli 1937 aus der Zuckerakzise 
fließen (nach Abzug der Amortisatıonsraten und Zinsen für die Aproz. 
amerikanische Anleitie d. Js. 1925), herangezogen werden, Ferner soll 
der Staat bzi der Bank Polski Sılbermünzen im Betrage van 3 Millionen 
Zloty und Nickelmünzen im Bztrage von 40 Millionen Zioty deponieren, 
Diese Sicherung kann der Finanzminister jedoch in eine andere um- 
wandeln, vorausgesetzt, daß die ans anderen Quellen zur Verfügung 
gestellten Staatseinnahmen mindestens den B*trag von 12.6 Millionen 
Zloty erreichen. Die aus der Zuckerverbrauchssteuer bereitgestellten 
Mittel soll die Bank Polski zunachst zum Aufkauf der alle halbe Jahre 
außer Kurs zu setzenden Bilety Państwawe (jedes Ma! fiic 51; Millionen 
Zloty) und sadann zum Aufkanf von Silbzr für den Staat verwenden, 
der es ebinfalls hei der Bank auf Rechnung des Staatsschatzes zu 
deponieren hat, es aber auch zur Pragung von Silbermünzen in An- 
spruch nehmen kaun, die hei gleichzeitiger Außerkraftsetzung eines 
entsprechenden Bztrages von Bilety Państwowe in Verkehr gesetzt 
werden konnen. Wir bzhalten wns vor, nach Veröffentlichung des 
amtlichen Wortlauts der Verordnung auf weitere Einzelheiten zurück- 
zukommen. 


Neuordnung der Sparkassen. 


Finanzministerium hat einen Entwurf für eine Verfügung 
des Staatspräsidenten über die Konımunalsparkassen ausgearbeitet, 
der dem neugeschaffenen Rechtsrat (Rada Prawnicza) zur Beratung 
vorgelegt warden soll, Schon lange ist die Notwendigkeit empiunden 
worden, nene Vorschriften über die Kommunalsparkassen herauszu- 
geben, Fürs erste war es deshalb nötig, eine Vereinheitlichung der 
Vorschriften für alle Sparkassen in Polen durchzuführen ımd zweitens 
mußte die Organisation den gegenwärtigen Bedürfnissen des Wirt- 
schäftslebenis angepaßt werden. Schon im Jahre 1919 war im Sejm 
ein entsprechender C zentwurl eingebracht worden, der aber von 
der Kammer nicht erledigt wurde. Gegenwärtig stützt sich die Organi- 
sation der städtischen Sparkassen‘ a), im ehemals preußischen Teil- 
gebiet auf die Geschäftsordnung vom 12 Dezember 1838, b) im ehemals 
österreichischen Terlgebiet auf das Reglement vom 2. Dezember 1848 
und €) im ehemals russischen Teilgebiet auf die Satzungen, die vom 
Innenministerium im Jahre 1819 herausgegeben wurden. Alle diese 
Vorschrilten unterscheiden sich dahin, daß sie den Charakter und das 
Verhältnis der Kassen zum Kommunalverband anders bezeichnen. 
Die Kassen im chemals preußischen nnd früheren russischen Teilgebiet 
sind als Komminalunternehmen in der eigentlichen Bedeutung des 
Wortes anigefaßt: eng verbunden mit dem Kammunalverband und 
verwaltet von Mitgliedern der Kommunalvertretung, die hierzu be- 
stimmt sind. Die Kassen des ehemals osterreichischen Teilgebietes 
sind selbständige Rechtspersonen, wnh®i dem Verband ein Emfluß auf 
die Tätigkeit der Kassen durch Anteilnahme an den Aufsichts- und Ver- 
waltungsorganen der Sparkassen zusteht. Verschieden ist auch in jeden 
der drei Teilgebiete die Art der staatlichen Aufsicht diber die Spar- 
kassen. Ferner sind auch die Vorschriften über die Steuererleich- 
terungen nicht einheitlich, obwohl jede Gesetzgebung für sich die Not- 
wendigkeit anerkennt, den Kassen als nützliche Einrichtungen der 
Öifentlichkeit moglichst viele Erleichterungen zukommen zu lassen. 
Neben diesen Hauptunterschieden befindet sich in den Bestimmungen 
cinc gauze Reihe anderer Unterschiede, die sich mit der Zeit durch 
Sonderverfügungen, die von veränderten Wirtschaftsbedingungen 
oder dringenden Bedürfnissen diktiert waren, ergeben haben. Diese 
Uneinheitlichkeit in den bisherigen Vorschriften soll nun zum Zwecke 
einer besseren Entfaltung dieser für dıe Volkswirtschaft wertvollen 
Einrichtung durch eine einheitliche Verfügung heseitigt werden. Die 
Verfügung wird nm so notwendiger, als die Vorschriften im chemals 
österreichischen und im russischeu Teilgebiet wicht mehr den An- 
forderungen der heutigen Wirtschaft entsprechen. Es sal! den Spar- 
kassen ermöglicht werden, ihre eigentlichen Aufgaben zu erfüllen, das 
heißt kleine Ersparuisse zu sammeln und sie in Form von billigen 
Krediten in verschiedener Gestalt dem Kleingewerbe zuzuführen. Der 
Entwurf ist so gedacht, daß sich im ehemals preußischen und früher 
österreichischen Teilgebiet befindlichen Kassen leicht den nenen Vor- 
schriften anpassen konnten, Hierbei spielt die Rlicksicht mit, dal 
diese Kassen cine sehr hohe Enlwicklungsstufe erreicht haben und es 
„deshalb unwillkoımmen wäre, wenn ihre normale Tätigkeit eine uner- 
wünschte Störung erfuhre. Die bzsondere Rechtspersönlichkeit wird 
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erteilt, um die Kassen von der Lokalpolitik und den Lokalbehorden un- 
abhängig zu machen. 

Kommunalsparkassen sollen von den Wojewodschafts-, Kreis- 
und Stadtverbanden selbständig oder gemeinsam gegründet werden. 
Die Einführung gemeinsamer Sparkassen ist eine Neuerung, da die 
gegenwartige Gesetzgebung die Bildung solcher Kassen nicht vor- 
sieht. Für jede Verpflichtung der Sparkasse übernimmt der Kommunal- 
verband die Blirgschatt. Die Gewinne der Sparkassen werden, nachdem 
genügende Summen an den Reservefonds abgeführt sind, für öffentliche 
Zwecke humanitarer und kultureller Art verwandt. 

Die Spareinlagen werden als mündelsicher angesehen. Die Spat- 
bücher konnen als Bürgschaften jeder Art angenommen werden. Der 
Entwurf gibt ausführlich an, weiche aktiven und passiven Geschäfte 
die Kommunalsparkassen ausführen dürfen. Vorgesehen ist ferner im 
Entwurf die Herausgabe eines Statutes, das die Bestimmungen des 
Gesetzes einzeln entwickelt und die Vereinheitlichung der Satzungen 
aller bestelienden und noch zu gründenden Kassen ermöglicht, wodurch 
die staatliche Kontrolle erleichtert wird. Die bestehenden Kassen 
konnen ihre Satzungen im Laufe cınes Jahres den neuen Bestimmungen 
anpassen. Geschieht dies nicht, so wird die Schließung der betreffenden 
Kassen angedroht, 


Der Weltspartag 1926. 


Der 31. Oktober ist auf dem internationalen Magen für Spar- 
wesen zum Weltspartag ernannt worden. Zwei Weltspartage, der 
31. Oktober 1924 und der 31. Oktaher 1925. siud bereits verflassen, 
Der dritte Weltspartag ist nun Sonntag, den 31. Oktober 1926. Was 
ist der Sinn des Weltspartages? Der Weltspartag soll der Förderung 
des Sparsinnes dienen, soll den Sparsinn erwecken, well Sparen in 
materieller und immaterieller Hinsicht eine Notwendigkeit ist. Das 
gilt für die reichen Lander, das gilt besonders auch für die armen Lander, 
insbesondere für Polen. In Polen hangt geradezu unsere Existenz 
davon ab, ob wir wieder aufangen zu sparen 

Der dritte Weltspartag ist ein Sonntag, s0 recht dazu angetan, 
zum beschaulichen und ungestörten Nachdenken über das Sparen 
und zur praktischen Batatigung des Sparens, Die verfossenen Jahre 
nach der Inflation lehren uns, Jaß Sparen cine Notwendigkeit ist, 
daß nur durch Sparen und Einschrankungen Erfolge erzielt werden 
konnen, daß ohne Sparen der Mensch in den Tag hineinlebt und aut- 
hört, ein nützliches Glied der Gameinschaft zu sein. 

Darum sparen, d. n. Spargelder zurücklegen, die Ausgaben ein- 
schranken und sparsam und rationell wirtschaiten. Es dari nicht bei 
guten Vorsatzen bleiben, mit guten Vorsatzen ist der Weg zur Hölle 
geptlastert. Der Sinn des Spartages ist, daß angefangen wird zu sparen. 
Wenn 30 Millionen polnische Bürger einen Zloty an diesem Tage we- 
niger ausgaban, sind 30 Millionen Zloty gespart, Das ist ein wirk- 
samer Schritt zur Wiedergesundung für unsere Wirtschaft und — 
für den einzeinen. 


Aufruf von Rentenbankscheinen, 


Unter dem 16. August d. Js. hat die Deutsche Rentenbank die 
Reutenbankscheine zu 4 und 2 Rentenmark mit dem Aus- 
ferligungsdatum „1. November 1923“ zur Einziehung aufgerufen. 
Dach konnen die Scheine bis zum 15. Dezember d. Js. bei den Kassen 
der Reichsbank gegen andere gesetzliche Zahlungsmittel umgetauscht 
werden. Nach dem 15. Dezember d. js. b2steht für die Rentenbank 
hinsichtlich der aufgerufenen Scheine keine Eiuläsungs- und Um- 
tauschpflicht mehr. 
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Neue Aenderungen des Gülertarifes. 


Mit dem 1. November d. Js. tritt eme Anderung des Gufertarifes 
in Kraft, die eine Reihe neuer Tariferleichterumgen bringt, und zwar: 
Einen Ausnahmetarif für die Ausfuhr von Roggenmchl mit einer 
Ermaßigung der Gebühren flir weite Strecken gemäß der fünften und 
vierten Klasse ; eine Herabsetzung um 109; bei der Ausfuhr von Kohle 
und von Schwefelsaure in ganzen Eisenbahnzügen; eine Herabsetzung 
von 250 km ab nach dem Schema der Klasse V bei Artikeln des ersten 
Bedrais, wie Mehl, Fleisch, Fische, Milch, Butter, Kase usw., da diese 
Klasse sich im Verhältnis zu anderen Klassen zu hoch war. Schließlich 
werden in dieser Verorduung eine Reihe neuer Ausnahmetarife, neue 
Stationen und Tarife für bestimmte Artikel enthalten sein. 

Außerdem ist eine Anderung im Tarif für Kleie eingefuhrt. Im 
Hinblick auf die vergrößerte Ausfuhr von Kleie und des dadurch ent- 
stehenden Mangels im Inlande wird eine Frmaßıgung gemuß der Klasse 
VIJ des Ausnahmetariies nur für Kleiesendungen mit 20°, Mehl- 
inhalt und ausschließlich nur für das Inland festgesetzt. Alle anderen 
Kleiesendungen werden gemal Klasse VI behandelt. 

Im letzten Augenblick wird, nachdem die diesjährige Ernte dureh 
das Landwirtschaftsministerium peat und als unzureichend be- 
funden wurde, ein Ausnahmetarıf für den Transport von Roggen, 
Weizen und Kartoffeln nach der Wojewodschaft Wilna und einzelner 
Kreise der Wojewodschaft Warschau und Lubelsk mit einer Er- 
maßigung von 259%, cingefuhrt. 


Werbt für Euren Verband! 


Posttarif. 
(Schluß). 
$ 18. 

Die Gebühr für die Unterhaltung der Linie außerhalb der ersten 
Zone, berechnet im Verhaltnis zur tatsächlichen Lange der ganzen 
Linie nebsi den Abzweigungen nach $ f7, wird im Gesellschatis- 
abonnement von den einzelnen Teilnehmern nach dem Grundsatz 
entrichtet, daß jeder van ihnen zahlt: 

a) für den Teil der Linie, den er gemeinsam mit den anderen 
Teilnehmern benutzt, die Gebühr, geteilt durch die Zahl der 
Teilnehmer, die den betreffenden Teil der Linie benutzt, 

b) für den Teil der Linie, die zu seiner ausschließlichen Benutzung 
dient — die ganze Gebühr. 


go 

Wenn der Nebenanschlußapparat in einem anderen Gebäude 
untergebracht ist als der Hauptapparat, wird außer der Grundgebühr 
nach § 16 noch eine Gebühr fus die Unterhaltung der Linie in Höhe 
von je 2.40 zl jahrlıch für jede 100 Meter oder einen Teil derselben der 
tatsachlichen Lange der den Hauptapparat mit dem Nebenanschiuß- 
apparat verhindenden Linie erhohen. 

um 

Abonnenten® die auf eigene Kosten eine mit der Staatszentrale 
verbundene private Fernsprechzentrale unterhalten, entrichten fiis 
jede Verbindungslinie die Gebühr für die Kategorie des Sammel- 
abonnements, dagegen für jeden der Privatzentrale angeschlossenen 
Nebenanschlußapparat 25 Prozent der Gebühr für den Hauptapparat, 
jedoch wenigstens 1.50 zi monatlich pro Apparat, 

§ 219). 

Die Abonnenten der Hilfsstationen entrichten tür das Recht der 
Benutzung des Fernsprechverkehrs im Bercich des ganzen lakalen 
Netzes außer dem gewohnlichen Abonnement nach § 16 und der Unter- 
haltungsgebühr nach & 17 eine Gebühr für die Entfernung der Hilts- 
zentrale von der Hauptzentrale nach folgender Tabelle: 

Die Entfernung der Hilfszentrale von der Dıe Jahresgebühr für 
Hauptzentrale ia gerader Richtung gerechn. dieEntfernung in Zloty 
bis 10 km P „24 
von 11 bis 20 km 
von 21 bis 30 km m 
von 31 bis 40 km . 


§ 22. 

Die Einreihung des Fernsprechnetzes in’ diese oder jene Gruppe 
zur Bemessung der Gebühren erfolgt periodisch anf Grund einer Zählung 
der Hauptabannementsapparate dieser Zentrale am letzten Tage des 
Kalenderquartals, wobei die am 31. 12. festgestellte Zahl die Ab- 
änderung des Tarifs vom 1. 4, veranlaßt, 

die anı 31, 3. festgestellte Zahl veranlaßt die Abänderung des 
Tarifs vom 1. 7., 

die am 30. 6. festgestellte Zahl veranlaßt die Abänderung des 
Tarifs vom 1. 10., 

die am 30. 9. festgestellte Zahl veranlaßt die Abänderung des 
Tarifs vom 1. 1. 

Die Dienstapparate werden hei der Feststellung dieser Zahl nicht 
in Betracht gezogen. 


§ 23. 
Die Abonnementsgebühren sind im voraus zu entrichten : die erste 
Rate für die Zeit vom Tage der Eröffnung des Fernsprechers beim 
‚Abonnenten bis zum Ende des Kalendermanats sofort nach Empfang 


der Rechnung, die folgenden Raten für jeden Kalendermonat, d. lı. 


o 


in den Terminen: am I. 1., am 1. 2. usw. 

Die Abnnnementsgebühren sind vom Abonnenten spätestens in 
3 Tagen, von dem auf die Einhandigung der Rechnung folgenden Tag 
rechnet, zu entrichten. Die eingezahlten Gebühren werden nur 
dann zurückgezahlt, wenn der Abonnent nıcht durch eigenes Ver- 
schulden den Fernsprecher wenigstens durch 15 Tage, vom Tage der 
Mitteilung an das zuständige Telephonamt gerechnet, nicht benutzen 
konnte. Die Rückerstattung wird im Verhältnis zu der ganzen Zahl 
der Tage, an denen der Fernsprecher nicht benutzt wurde, berechnet, 


§ 24. 

Falls die Gebühr in 7 Tagen nicht beglichen wird, wird der Apparat 
des Abonnenten aus der Zentrale ausgeschaitel und nach Ablauf von 
weiteren 2 Tagen wird er aus der Wohnung des Abonnenten entfernt. 

Im Laute van 30 Tagen, vom Tage, bis zu dem das Abonnement 
entrichtet war, an gerechnet, kann der Abonnent die erne Installie- 
rung des abgenommenen Apparates verlangen, wobei er nur die Ban- 
gebühren für die Installation des Apparates und die Abonnements- 
gebühr von dem Tage, von dem die Rechnung nicht beglichen war, 
entrichtet. Die Erneuerung des Abonnements nach Ablauf von 30 Tagen 
wird wie ein neuer Anschluß behandelt, und ist der Abonnent daher 
verpflichtet, die Baugebühren für die Ausführung des neuen An- 
schlusses zu entrichten. 


m) 821 gilt nicht im polnischen Teil Oberschlesiens (siehe An- 
merkung zu § 16). 


Heg. 


Nr. 12 


į 25. 

Die Abonnenten sind nicht berechtigt, den bei ihnen angebrachten 
Fernsprechapparat gegen Entgelt zur Benutzung fremder Personen 
abzutreten. 

Im Falle der Feststellung einer Verfehlung in dieser Bezichuug 
wird dem Abonnenten der Fernsprechverkehr sofort ıumterbrochen 
ohne Rückerstattung der eingezahlten Gebühren. 

C. Gebühren für Ferngespräche. 
EB... 

Die Dauer des Ferngespraches wird nach Einheiten von je 3 Mi- 
nuten berechnet, wobei cin Teil der 3 Minuten als ganze Einheit be- 
trachtet wird. 

Die Entfernung, nach der die Hohe der Gehuühr fur eine Zeit- 
einhent festgesetzt wird, wird nach der Luftlinie zwischen den Hanpt- 
stationen, denen die sprechenden Abonnenten hzw. die Fernsprech- 
zellen direkt angeschlossen sind, berechnet 

Zur Berechnung dieser Entfernung wird das System der Tax- 
quadrate nach der auf Seite 6 des Amterverzeichnisses angegebenen 
Instruktion angewandt. 

§ 27. 

Die der Gebühr unterlıegenden Ferngesprache werden in staat- 
liche und private eingeteilt. Die Privatgespräche werden in gewohn- 
liche und dringende eingeteilt. 

Die Gehühr für eine 3 Minuten-Einheit des Ferngesprachs beträgt: 

auf cine Entfernung bis 25 km je 30 Groschen, 

auf eine Entfernung bis 50 km je 60 Groschen, 

auf eine Entfernung bis 100 km je 120 Groschen, 

auf eine Entfernung bis 200 km je 240 Groschen, 
uud für jede weiteren 100 km je 60 Gruschen 

Für dringende Gespräche wird die dreifache Gebühr erhoben, 

Presseferngesprache genießen eine Ermaßigung von 50 Prozent, 
ebenso die Gespräche der palnischen Telegraphenagentur in Warschau 
und ihrer Provinzabteilngen eine Erinäßigung von 75 Prozent im 
Verhältnis zum geltenden Tarif. Obige Gespräche sind als dringende 
Gespräche nicht gestattet; sie konnen zwischen 18 und 9 Uhr gefiihrt 
werden. 

Außer der oben angegebenen Gebühr ist für jedes staatliche und 
private Ferngespräch eine Zusatzgebühr zu entrichten, und zwar; in 
Hehe von IQ Groschen, wenn der Betrag aller für das Gespräch er- 
hobenen Gebühren ! z! nicht überschreitet, und in Hohe vor 20 Groschen, 
wenn der Betrag dieser Gebühren 1 z1 überschreitet 

$ 28. 

Die Abonnenten konnen Fefngesprache mit Abonnenten anderer 
Netze anmelden, indem sie zuerst den Namen der Person angeben, 
mit des sie sprechen wollen, oder Personen jn die Sprechzelle rufen, 
die im örtlichen Bestellbezirk wohnen, aber keinen Fernsprecher abon- 
niesen. 

a) Im ersten Falle wird außer der Gebühr für das Gespräch er- 
hoben: fiir die Übersendung des Namens der zum Gespräch herbei- 
perufenen Person der fünfte Teil der für ein 3 Minuten-Gespräch mit 
der betreffenden Ortschaft betragenden Gebühr; falls das Gespräch 
als dringendes Angemeldet war, wird der fünfte Teil der Gebühr für 
ein dringendes Gespräch berechnet. 

Wenn der das Gespräch in der Zentrale oder öffentlichen Fern- 
sprechstelle Anmeldende dasselbe aus irgend welchem Grunde zuruck- 
zieht, wird für die Zurückziehung eim Fünftel der Gebühr für eine 
heit des gewöhnlichen Gesprachs dieser Anmeldung erhoben. Für 
ie Zurückziehumg eiues Pressegesprächs wird ein Fünftel der fr 
das Pressegespräch zustehenden Gehlihr erhoben. Die ganze Gebühr 
wird nur in den Fällen zuruckerstattct, wenn das angemeldete Ge- 
spräch durch Verschulden des Amtes oder ininlge des schlechten 
Zustandes der Leitung uder der Apparate micht zustande kommt, 

Die Anmeldungen gelten bis zu Ende der Dienststunden in Zen- 
tralen mit beschränktem Dienst, dagegen in den Zentralen mit „N“ 
Dienst bis 24 Uhr, Wenn die Gespräche in dieser Zeit nicht bewerk- 
stelligt werden konnten, missen sie am folgenden Tage erneut an- 
gemeldet werden, falls der Anmelder an der Durchführung des Ge- 
sprächs festhält. 2 

b) Im zweiten Falle: außer der wie in Punkt a) berechneteu Ge- 
bühr für die Übersendung der Aufforderung noch 6N Groschen für den 
Baten ım örtlichen Bestellbezirk. 


29. 

Ist der Aufgeforderte zuın an nicht erschienen, wird das Ge- 
spräch als zuriickgezogen betrachtet, wobei cine Gebuhr für die Zurück- 
ziehung des Gesprächs in der in § 28 angegebenen Hohe erhoben wird. 

Für Reklamationen in Sachen der Ferngespräche beträgt die Ge- 
ihr wie bei Postreklamationen, die durch Aufkleben von Postwert- 
‚zeichen auf das Gesuch entrichtet wird. 

§ 30. 

Für Ortsgespräche, die aus Gesprächszellen mit Abonnenten der- 
selben Zentrale geführt werden, werden je 15 Groschen für jede 3 Mi- 
nuten des Gesprachs erhohen; fùr Gespräche, die mit Abnnnenten 
anderer Zentralen geführt werden, wırd die Gebühr nach dem Tarif 
für Ferngespräche erhoben. 

D. Andere Gebühren. 
1. Verbindungen außerhalb der Dienststunden. 


sa. 


a) in Ortsverkehr: . 
Für eine einmalige Verbindung durch eine Nacht oder einen Mittag 
20 Groschen. 
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Monatlich für eine einmalige tagliche Verbindung 3 zl. 

Monatlıch für cine zweimalige tagliche Verbindung 6 zt. 

b) im Fernverkehr : 

Im Fernverkehr sind dauernde nachtliche Verbindungen nur auf 
kurze Entfernung zulässig, wenn dem nicht Ricksichten technischer 
Natur und Rücksichten auf die Korrespondenz des Leitungsnetzes, 
die in diesem Falle in Betracht kommt, widersprechen. 

Die Genehmigung erteilt die zuständige Post- und Telegraphen- 
direktion. 

Das Recht des Vorrangs unter den Gesuchstellern gelort den 
Staatsbehorden und iin Falle einer Kollision mehrerer Behörden der 
Behörde, die sich zuerst anmeldete. Wenn jedoch unter den konk: 
renden Behörden die Staatspolizei ist, ist ihr unbedingt der Vorrang 
zu geben. 

Wenn zur Bewerkstelligung solcher Verbindungen besondere 
technische Einrichtungen nötig sind, hat der Gesuchsteller’die Kosten 
ihrer Anschaffung und Einrichtung zur Benutzung zurückzuerstatten. 

Im Fernsprechverkehr werden erhoben 

a) für jede Verbindung zweier Ahonnenten verschiedener Ort- 
schaften mit Fernsprechzentraten ohne Nachtdienst die dreifache Ge- 
bühr für das Gesprach, jedoch miudestens 2.40 zl; 

h) für die Verbindung eines Abonnenten in einer Ortschaft ohne 
Nachtdienst mit einer Orischaft mit Nachtdienst für jedes Nacht- 
gesprach die Tarifgebüihr, außerdem für die Ausfiihrung der Verhin- 
dung wie im Ortsverkehr 2) Groschen 

Im Fernverkehr ist das manatliche Abonnement anf Verbin- 
«dungen außerhalb der Dienststunden nicht gestatlet 

2. Abonnentenverzeichnis 
32. 

Für das Abonnentenverzeichnis, weiches jeder Hauptabonnement- 
Ferusprecher von Amts wege erhält, wird das von der Post- und 
Telegraphendirektion festgesetzte und von der Generaldirektion für 
Post und Telegraph bestatigte Knstenpreis erhoben. 

Die Zustellung erfolgt kostenlos. 

Für jedes weitere Exemplar des Verzeichnisses, außer dem ersten 
Amtsexemplar, ob zur Benutzung für den Hauptapparat oder die 
Nehenanschlüsse, zahlt.der Anforderer einen Zuschlag von 25 Prozent 
des Kostenpreises zu 

Das gleiche gilt auch für die Nachtrage zum 
zeichnis, 

Jedes Teilnehmer, der einen Abunnement-Hauptapparat besitzt, 
ist berechtigt zur einmaligen kostenlosen Aufnahme im Verzeichnis; 
wer mehr als einen Hauptapparat abonniert, ist herechtigt, so oft auf- 
genommen zu werden, alser Hauptapparate abonniert, Die Abonnenten 
werden unter dem Buchstaben aufgenommen, den sie selbst angeben, 
anderenfalis unter dem, den das Amt als den entsprechenden erachtet, 

Die kastenlose Aufnahme dari den Umfang von drej Druckzeilen 
bei zweispaltiger Einrichtung des Verzeichnisses nicht überschreiten, 

Für jede weitere Aufnahme unter anderen Buchstaben mit einem 
Umfange bis drei Zeilen werden je 50 Graschen erhoben. 

Der Inhalt der Aufnahme kann im allgemeinen den Wimschen 
der Abannenten angepast werden, wenn nicht wichtige Hindernisse 
dem entgegenstehen 

3. Die Aufgahe von Telegranımen durch den Fernsprecher. 


Abonnentenver 


$ 34. 

Für Telegramme, die van den Abonnenten durch Fernsprecher 
aufgegeben werden, werden für jede 100 Wörter oder einen Teil der- 
selben 20 Groschen erhoben. 

Falls der Abonnent das durch Fernsprecher aufgegebene Tele- 
gramm vor seiner Telegraphierung zurückzieht, wird die Gebühr für 
die telephonische Vermittlung nicht zurückerstattet, d. h. sie wird 
in die Monatsrechnung außer der Gebühr tür die Zurückziehung des 
Telegramms gesetzt. 

Fir eingegangene Telegramme, die den Ahonnenten telephaniert 
werden, werden für jede 100 Wörter oder einen Teil derselben I0 Gro- 
schen erhoben. 

Die telephanierten Telegramme werden als ordnungsmäßig zu- 
gestellt angesehen, trotzdem werden ihre Ori 
per Post als gewöhnliche Briefe kostenlos zugesandt. 

4. Die tägliche Angabe der genauen Zeit an die Abonnenten, 
§ 34. 

Für die tagliche Angabe an die Abonnenten der genauen Zeit zu 
einer bestimmten Stunde (in diesen Amtern, in denen mit Rücksicht 
auf die Dienstverhaltnisse dies eingeführt werden kann) beträgt die 
Monatsgehuhr 50 Groschen 

5. Der vorzeitige Abban der Abannenentseinrichtumgen. 
3h, 

Für den vorzeitigen Abbau der Abonnementseintichtungen an 
deni vom Abonnenten angegebenen Tage für jede Haupt- oder Neben- 
station 6 zl 

In. 


Der Verkehr mit dem Auslande. 
Gebühren fer die Ferngesprache. 
36. 

Die Gebühren für a Gespräche nach dem Auslande, 
die auf internationale Verträge und die betreffende internationale 
Telegraphenordnung gestützt sind, werden durch die Generaldisektion 
für Post und Telegraph im „Monitor Polski“ veräffentlicht und sind 
in Goldiranken und Contimen angegeben. 

Obige Gebühren werden in polnische Zloty zu dem jeweilig geiten- 
den Wertverhaltnis des polnischen Zloty zum Goldiranken umgerechnet. 


2.06. 


| 
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Frachtermaßigungen im polnischen Kohlenverkehr 
nach Jugoslawien und Itallen 


sind auf Grund einer kürzlich in Wien stattgefundenen Kunferenz 
polnischer, österreichischer, 1schechaslowakischer und italienischer 
Eisenbahnvertreter festgesetzt worden. Diese Ermaßigungen werden 
jetzt durch mehrere Verordnungen des Warschauer Verkehrsministers 
in Nr. 102 des „Dziennik Ustaw“ bekanntgegeben. Sie sind am 15. Ok- 
tober in Krait getreten uud gelten bis auf Widerruf oder spatestens 
bis 31. August 1927. Der ermaßigte Transportsatz für Steinkohle, 
Kohlenstaub und Briketts beträgt bis zur österreichisch-jugoslawischen 
Grenze bei der Grenzübergangsstation Rosenbach 307 üsterr. Groschen 
je 100 kg bei einer Mindestverladung in einem Zuge von 700 t netto, 
Für den Transport ist folgende Wegrichtung vorgeschrieben; Zebrzy- 
dowice (Seibersdorf)—Petrawice b. Oderberg (Bohumin) -Breclav 
(Lundenburg)—Bernhardstal. Für Kohlentransporte nach Italien bis 
zur Grenzstation San Candido (Innichen) ist der Satz für Steinkohle, 
Kohlenstaub und Briketts auf 351 österr, Groschen je 100 kg bei Einzel- 
ladungen von mindestens 700 t netto und auf 337 öster. Groschen bei 
einer monatlichen Mindestexportimenge von 18000 t und auf all 
österr. Groschen je 100 kg bei einer Menge von 400 000 t, die im Laufe 
der Wırkungsdauer des ermäßigten Satzes, d. h. bis zum 31. August 
1927, ausgeführt werden. Diese Kuhlentransporte mussen folgenden 
Weg geleitet werden: Zebrzydowice (Seibersdorf) —Petrowice b, Oder- 
berg (Bohumin)—Breclav (Lundenburg)-- Bernhardstal-- Grammat- 
neusiedi—-Bruck a. d. Mur—Villach (Bundesbahnhof), Für den 
Kohlenexport nach Jugoslawien ist der Transporisatz auf 333 österr, 
Groschen je 100 kg für die Strecke bis Spielfeld-Straß mit obengenannter 
Wegrichtung festgesetzt. Für den Kohlenexport nach Triest und Fiume 
sind die Frachtsatze für Steinkohle, Kahlenstaub und Briketts nach 
allen Warenexpeditionen in Triest mit Ausnahme von „Trieste scalo 
legnami“ auf 364 österr. Groschen bei einfachen Kohlenzugen mit 
einem Inhalt von 700 t netto und auf 330 österr. Groschen je 100 kg 
‚heieiner manatlichen Mindestmenge von 12 000 t festgesetzt. Für Fiume 
einsch!. der Expeditionen Rive imd Punto franco sowie Fiume rione 
industriale gilt der Satz von 398 bzw, 330 österr. Groschen je 100 kg. 
Nach Triest ist der Transport zu leiten über: Zebrzydowice (Seibars- 
dorf) -Petrowice b. Oderberg (Bohumin)-- Bernhardstal-Rosenbach 
bis Jesenic--Piedicolle, nach Fıume iber Zehrzydawice (Seibers- 
dori)—Petrowice, b. Oderberg (Bolumin) - Bernhardstal— Spielfeld 
bis Straß —St. Jij. Postumia. 


Erleichterungen im Stückgutverkehr auf den 

polnischen Eisenbahnen. 

Der oifiziöse „Przemyst i Handei‘ bringt aus dem Eisenbahn- 
ministerium folgende Betrachtung‘ 

Innerhalb des Bereiches der Regelung des Güterverkehrs auf den 
Eisenbahnen ist eine der schwersten Aufgaben die Regelung des 
Stückgutverkehrs. Das Beladen eines Waggons mit Stuckgut, das 
für verschiedene Stationen bestimint ist, bedeutet das Halten des 
Zuges auf jeder der einzeinen Stationen zmn Ausladen der Sendungen, 
wodurch eine Verzögerung In der Zustellung aller anderen Sendun- 
gen entsteht, und oft eine Ubarschreitung des Zustellungstermins 
zur Folge hat, die mit großen Kosten fiir die Eisenbahn als Entschä- 
digung für Verluste verbunden sein kann 

Um dieses zu verhindern, versucht die Eiscubahn auf größeren 
Aufgabestationen, auf den Stationen größerer Städte und auf Knoteu- 
punkten das Stuckgut, das für dieselben Stationen bestimmt ist, zu 
verringern und schafft somit sogenannte Sammelwaggons. Da jedach 
ein solcher Waggon nicht solange warten kann, bis eine genügende 
Anzahl von Sendungen zusammen ist, wird die Eisenbahn gezwungen, 
sich mit dem Verladen von 2—3 Tonnen solcher Sendungen zu bs- 
u, obwohl die Tragfahigkeit eines Waggons 10—15 Tonnen bt- 


gn 
tragt. 

Wenn man in Bztracht zieht, daß mit den normalspurigen Eisen- 
bahnen jahrlich ungefahr 1.200.000 Tonnen Sl befördert werden, 
dann sind bei einer solchen Verladung über 400.000 Waggons von 
2—3 Tonnen für diese Sendungen nötig, B2i Ausnutzung ihres Lade- 
raumes waren aber nur 80.000 Warg nötig. 

Da nun die Selbstkosten der Fracht abhangig von der Art des 
Beladens sind, stellt die Verminderung der Auzahl der Waggons, die 
zum Stückgutverkehrs gebrancht werden, einen erheblichen Faktor 
in der Wirtschafflichkeil der Eisenbahn dar. 

Der augenblickliche grnße Mangel an Waggons zwingt die Eisen- 
bahn besnnders zu Verbesserungen, die eine wirtschultlichere Ans- 
nutzung der Wagenns beim Stückgulverkehr zum Ziele haben. Dieses 
gerade will die eben herausgegebene Tarifverorduung erreichen, auf 
Geund weicher für Stuckgut, das mit getrenuten Frachtbriefen an 
verschiedene Eınpfanger aufgegehen, jedoch für dieselbe Station be- 
stimmt ist und das im Einvernehmen mit der Eisenbahn von emeni 
Spediteur als eine in derselben Richtung gehende Ladung in Hühe 
von 5000 -10000 kg und mehr in einem Waggon gesammelt wird, 
die Fracht nach den Tarilsätzen von halben bzw. ganzen Waggons 
berechnet. 
diesem Zwecke muß in den Frachtbrieien als Aufgeber der 
Spediteur zeichnen mit der Bemerkung aui der Rückseite: „Iin Auf- 
trage der Firma .. .“ und mit der Berulung auf Zugehörig- 
keit der Sendung zu einem in derselben Richtung gehenden Sendung 
{durch Aufschrift oder entsprechenden Stempel). Die Fracht wird 
zuerst in jeden Frachtbriei nach den eigentlichen Stückguisatzen 
berechnet, aber der Unterschied zwischen der geforderten und der er- 
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mäßigten Gebühr wird dann dem Aufaeber nach Vorlegen der Fracht- 
briefe und der Duptikaie, die zu den bestimmten Marschrautenteilen 
gehören, ausgezahlt. Die Verordnung hat zwei neue Erteichterungen 
zur Folge. Die erste beruht darant, daß zum Gruppieren von Stückgut- 
sendungen zu halben nnd ganzen Wageonladungen nehen der Eisen- 
bahn auch die Privattransportfirmen herangezogen werden, die weit- 
verzweigte Beziehungen zu den Aufgebern und viel bessere Fühlung 
mit dem Hande! haben. 

Zu diesen Zwecke erhalten sie die Berechtigung zum Versand 
von Sammelsendungen nicht wie bisher auf eimen Frachthrief, 
sandern auf getrennten Frachtbriefeii an verschiedene Empfanger 
(Voraussetzung ist dieselbe Bestimmungsstation) Hierdurch ent- 
fallt für die Spediteure die Notwendigkeit auf den Restinmnungs- 
stationen, wo die Sendungen an die einzelnen Empianger verleilt 
werden müssen, Agenten zu unterhalten. Die zweite Frleichterung 
besteht in der Ausführung des gesammelten Stickgutversandes nach 
einem bestimmten Versandplan. 

Zu diesem Zwecke arbeitet die Transportgesellschaft zusammen 
mit der Eisenbahn einen Vesandplan von Sammelwaggons nach ver- 
schiedenen Richtungen aus und verpflichtet sich, die betreffenden 
Sendungen pünklich zu liefern. Die Sendungen werden in solche 
Waggons verladen, die nach Vereinbarung ohne Aufenthalt laufen, 
also die Strecke in viel kürzerer Zeit bewältigen. Diese Anordnung 
gibi den Aufgebern die Gewißheit einer schnellen und pünktlichen 
Lieferung der Sendungen, der Eisenbahn aber die Müglichkeit einer 
besseren Ausnutzung und planmaßigeren Verteilung der Waggons 

Der Unterschied zwischen der tariimaßigen Gebühr für Stückgut 
und derjenigen für halbe bzw. ganze Waggonladungen, welcher nach 
getatigter Lieferung der Transportfirma zurückerstattet wird, gibt 
ihr die Möglichkeit, dem Aufgeber einen gewissen Betrag zurück- 
zuzahlen, was wiederum zur Benutzung dieser Einrichtung von 
melsendungen ermuntert, und die Absichten der Fisenhahn beireifs 
hesserer Arsnutzung des Fuhrparkes dem Ziele naher hringt. 

Wenn es dank dieser Anordnung gelingt, den Durchschnitt des 
Verladens von Stückgut von 3 auf 6 Tonnen zu bringen, dann wer- 
Eingert sich bei 1,200,000 Tonnen jährlichen Umtauls die Zahl der 
bisher gebrauchten Waggons von 400,000 auf 200.000, und des so 
entlastete Fuhrpark kann zu anderen Zwecken verwendet werden 


Flugpreisermaßigungen. 

Mit dem Tage des Inkraftiretens des Winterflugplanes am 15. Ok 
taber, ist das Flugzeug auf verschiedenen Streeken sogar billiger als 
die erste Wagenklasse der Eisenbahn. Die neuen Fahrpreise sind teil- 
weise bis zu 30 Prozent ermaßigt. Eine Rese von Berlin nach Königs 
berg, die bisher 90 Mark kostete, wird man vom 15. Oktober ab für 65 
Mark machen konnen. Von Danzig nach Konigsberg wird die Reise 
statt 30 nut noch 20 Mark und von Danzig nach Berlin statt 70 nur noch 
50 Mark kosten. Auch auf allen anderen Strecken sind die Preise seh 
wesentlich heruntergesetzt. Eine Fahrt von Berlin nach München 
wird 75 Mark (bisher 105) kosten. Ein Fiug von Danzig über Berlin 
nach München ist fortan also für 125 Reichsmark möglich. 

Auf den polnischen Flugstrecken gelten folgende Preise: War- 
schau--Danzig 65 zl, Warschau — Leniberg 70 2l, Warschau- Krakau 
60 2}, Warschau -- Lodz 25 21, Warschau -Wien 120 71, Danzig- Lem- 
berg 125 2t, Danzig— Krakau 120 z1, Danzig- Lodz85 zł, Lemberg nach 
Krakau 60 zit, Lemberg- Lodz 95 zl, Lemberg—Wien 125 7ł, Lem- 
berg— Czernowitz 50 zi, Krakau —Lodz 45 zł, Krakau- Wier 80 2l, 
Lodz--Wien 110 zl, Posen - Warschau 60 zl. 


Tagung der Vorsitzenden der Handels- und Tarif- 
abteilungen der polnischen Eisenbahndirektionen. 


Vom 5.- 7. Oktober d. Js, fand in Kattowitz eine Tagung statt, 
auf der u. a. folgendes beschlossen wurde: Es sollen Streckentafeln 
der einzelnen Eisenhahnnetze herausgegehen werden, aus denen es 
möglich ist, die Entfernungen zwischen allen Stationen des Eisenbahn- 
netzes leicht festzustellen. 

Die Aufbewahrungsstellen für Güter und Gepack auf den einzelnen 
Stationen werfen zum Teil große Verdienste ab, wahrend sie auf 
anderen Stationen Zuschüsse erfordern. Es wurde beschlossen, den 
einzelnen Direktionen anheimzustellen, diese Aufhewahrungsstellen 
entweder auf eigene Rechnung weiterzuführen, oder sie an Privat- 
unternehmer zu verpachten, Die Verpachtung darf aber nur unter 
der Bedingung geschehen, daB samtliche Stationen der beireffenden 
Direktion und nicht einzelne Bahnhöfe iibernommen werden, damit 
vermieden wird, daß die gewirnbringenden Anibewahrungssteilen 
vermietet werden, die anderen dagegen übrig bleiben. 

Außerdem wurde eine andere Art des Verwiegens von Sendungen 
in verschiedenen Fällen beschlossen. 

Die nachste Tagung ijndet Anfang November in Lemberg statt 


Eine polnisch-tschechoslowakische 
Eisenbahnkonvention. 


Am 11. d. Mts. wurden im Verkehrsministeriun in Warschau die 
polnisch-tschechischen Verhandlungen über eine Eısenbahnkon vention 
wieder aufgenommen, deren Entwurf bereits im Juli 1925 ausgear- 
beitet war. 

Diese Konvention soll endgültige Normen für den Eisenbahn- 
verkehr zwischen beiden Landern im allgemeinen und filr die Ah- 
wicklung des Grenzverkehrs ım besonderen vereinbaren. 


H. u. G. 


Nr. 12 


E] Verbandsnachrichten. ES | 


Mitglieder-Versammiung 
am 27. und 28. November d. Js 

Wie wir schon in der letzien Nummer unserer Verbands- 
zeitung mitteilten, ist vom Gesamtvorstande beschlossen 
worden. die erste statutengemaße Mitgliederversammlung am 
27. und 28. November d. Js. einzuhernfen. 

Die Mitgliedervereammlung hat stautengemaß die Pflicht, 
den Beirat fur 2 Jahre, d.h. für die Jahre 1927 und 1928 zu 
wahlen, und hat ferner den Geschaftsbericht über die abge- 
lanfene Periade entgegenzunehmen. 

Der Verlauf der Tagung ist folgendermaßen geplant: 

Es soll am Abend. dem 27. November d, Js. in den Raumen 
der Loge (Grabenstr.) eine Begrüßung der angekommenen 
Verbandsmitglieder stattfinden, woran sich ein kurzes ge- 
mütliches Beisammensein schließt. 

Die eigentliche Tagung findet am Sonntag. dem 28. No- 
vember d. Js. gegen Mittag statt. 

Es wird in dieser Versammlung außer dem Geschafts- 
hericht ein Vortrag über Wirtschafisfragen gehalten werden. 
der anf allseitiges Interesse stoßen dürfte. 

Im Anschluß daran finden die Wahlen zum Beirat stati. 
Die Zeitdauer der Veranstaltung wird auf etwa 3 Stunden 
geschatz 
Es tritt unmittelbar danach der Beirat zu einer ersteu 
ing zusammen und wahlt den Verbandsvorsitzenden 
und den Vorstand für die Jahre 1927 und 1928. 

Auch diese Veranstaltung finder in den Raumen der 
Toge stati. die ausreichen dürften. um, die erwartete Zahl der 
Besucher zu fassen. Dje Verbandsleitung rechnet mit einem 
Besuch von mindestens 300 Personen, 

Wir mochsten noch besonders darauf hinweisen. daß zu 
allen Veranstaltungen auch die Damen unserer Mitglieder 
geladen 

Wir bitten unsere Ortsgruppen nach Möglichkeit um 
rechtzeitige Anmeldungen. damit wir — soweit dies notwendig 
für ein Unterkommen in Posen sorgen konnen. 


ist — 


Erganzung 
zum Bericht üher die Gesamivorstandssitzung vom 5. Ok- 
tober d. Js. in den Raumen des kanfmannischen Vereins. 
Es wird unsere Mitglieder interessieren. einige Zahlen 
aus dem Geschafishericht zu erfahren, der in der Vorstands- 
sitzung vom 5. Oktober d. Is. vorgelegt wurde. Sie gehen 
ein ziemlich eingehendes Bild iber die fleißige Arbeit der 
Geschaftsstelle. Die Erhebungen umfassen die Zeit vom 
1. April 1926 his zum 18. August 1926. 
Es ist in dieser Zeit in den einzelnen Abteilungen folgende 
Arbeit bewaltigt worden: 


Abteilung Steuerberatung: 

im Monat April sind mündl. 27 und schriftl. 32 Aus- 
künfte erieilt worden, im Monat Mai mündl. 21 ımd schriftl. 
21. im Monat Juni mündl. 17 und schriftl. 12, im Monat Juli 
mündlich 22 und schriftl. 12. im Monat Angusi mündl. 32 und 
schriftl. 17. Zusammen: mündlich 119, schriftlich 94. 


Abteilnng Rechisberatung: 

Im Monat April-Mai sind schriftlich 26 und mündlich 6 
Auskünfte erteilt worden, im Monat Juni mündlich 12 und 
schriftlich 4, im Monat Juli mündlich 21 und schriftl. 10, im 
Monat August mündlich 24 und schrift. 13. Zusammen: 
mündlich 83 und schriftlich 33. 


Abteilung Auskunftei: 

Im Monat April-Mai sind miindl, 2 Auskunfte erteilt worden, 
im Monat Juni 4, im Monat ‚Juli 9, im Monat Angust 15. Zu- 
sammen: mündlich 30. 

Abteilung Verkehr: 


Im Monat April-Mai sind mündlich 4 Auskünfte erteilt 
worden. im Monat Juni 2, im Monat ‚Juli 5. im Monat August 19. 
Zusammen: mündlich 30. 
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Abteilung Stellenvermittlung: 

Im Monat April-Mai sind mündl. — Stellen vermittelt 
worden, im Juni 4, im Juli 9, im August 15. Zusammen: 
mündlich 28. 

Abteilung fur Übersetzungen: 

Im Monat April-Mai sind 15 Schriftstücke übersetzt 
worden, im Juni 7, im Juli 11, im August 6, darunter 4 großere 
Übersetzungen, die mehrere Wochen in Anspruch nahmen, 
so daß wir einen besonderen Übersetzer für diese Arbeit an- 
stellen mnßten. 

Insgesamt gingen von unserem Bura vom 1. April bis 
31. August d. Js. 1054 Briefe, 50 Postkarten, 3860 Druck- 
sachen herans. 

Die Zahlen beweisen, wie stark unser Buro in Anspruch 
genommen und wie dringend notwendig die Schaffung einer 
solchen Auskunftei- und Beratungsstelle war. 


Aus den Ortsgruppen. 


Czarnikau. Die Monatsversammlung am 9. Ok 
tober war gemeinsam vom Handwerkerverein und den Mi 
gliedern des Verbandes für Handel nnd Gewerbe, im ganzen 
von 42 Mitgliedern besucht. 

1, Zu l gab der Obmann einen Bericht über die Sitzung 
des geschaltsführenden Ausschusses vom Verbande für Handel 
und Gewerbe vom 5. Oktober in Posen. Die Versammlung 
beschlaß einstimmig seitens der Ortsgruppe Herrn Jaeck 
in den Beirat zu entsenden. 

2. Bezuglich des vom“ Ausschuß angeregten Mitglieder- 
verzeichnisses sprach sich die Versammlung für Aufschub 
der Anfertigung oder aber für moglichste Vereinfachung aus. 
Zu 3 hielt der Steuersachverstandige des Verbandes einen 
Vortrag über Steuerfragen, besonders über die Gewerbe- und 
die Einkommensteuer, welcher sehr belehrend für alle An- 
wesenden war. Besonders nnterrichtend waren die Belehrun- 
gen, welche der Vortragende auf einzelne Anfragen aus der 
Versammlung gab, so daß wohl alle Teilnehmer der Ver- 
sammlung von diesem Abend großen Nutzen hatten. Der 
Obmann dankte dem Ilerrn Rat für den interessanten und he- 
lehrenden Vortrag. Llierauf schloß sich noch ein gemütliches 
Beisammensein an, (K.) 

Klecko. Am 17. Oktober fand eine Versammlung 
des llandwerkervereins Klecko statt, der, wie wir bereits 
in Nr. 11 unserer Zeitschrift berichtet hatten, in der vorher- 
gehenden Sitzung den Austritt aus dem Verband deutscher 
Handwerker in Polen beschlossen hatte, Als Vertreter des 
Verbandes für Handel und Gewerbe waren die Herren Mix 
und Schroeter (Gnesen) zugegen. Nachdem von ihnen ein 
eingehender Bericht über Ziele des Verbandes f. H. u. G- 
und die bisherige Tatigkeit erstattet worden war, beschloß 
die Versammlung einstimmig, dem Verband beizutreten, 
Der bisherige Vorstand bleiht an seiner Stelle. 

Wreschen. Am 26. Oktober fand eine Versammlung 
der Ortsgruppe Wreschen statt. die einen guten Besuch auf- 
wies. Die \erbandsleitung hatte hierzu Herrn Steuerrat 
Masetkowski entsandt. der in zweistundiger Rede einen ein- 
gehenden Überblick über unsere Stenergesetzgehung gab. 
Im Anschluß daran erteilte er auf zahlreiche aus der Ver- 
sammlung gerichtete Anfragen Auskunft, Dem Verband 
traten drei neue Mitglieder hei. 


J Polnische Wirtschaitsnachrichte 


Die Lage der verarbeitenden Metallindustrie Polens 


hat sich erst zu Beginn dieses Herbstes etwas gebessert. Das will 
allerdings nicht sehr viel sagen, wenn man daran denkt, daß das ganze 
vergangene Jahr und auch der großte Teil des laufenden außerst un- 
günstig für diesen Industriezweig gewesen ist. Von den im Verband 
der polnischen Metallindustriellen zusammengeschlassenen 333 Betrie- 
ben mit zusammen 5000 Arbeitern hatte nicht nur cine Verminderung 
der Belegschaft um 12%, sowie die Einlegung zahlreicher Feierschichten 
vorgenommen werdes missen, vielmehr waren 17 metallurgische 
Fabriken gezwungen, deu Betrieb überhaupt einzustellen. Eine gün- 
stigere Konjunktur hat sıch namentlich im Zusammenhang mit dem 
englischen Bergarbeiterstreik herausgebildet, da das Warschauer 


Eisenbahnministerium durch den gesteigerten Kohlenexpart sich ver- 
anlaßt sah, bedeutende Aufträge an die Waggonfabriken zu vergeben, 
die nunmehr bis zum Ende dieses Jahres beinahe voll beschaftigt sein 
werden. Hierdurch haben auch die Fabriken, welche die Waggunbau- 
werke mit Hilfsmaterialien versorgen, ebenso wie die Eisen- und Metall- 
gießereien wieder mehr Arbeit erhalten. Freilich werden alle diese 
Unternehmen nur dann vor Verlusten aus diesen Auftragen gesichert 
sein, wenn die polnische Valuta sich fernerhin stabilerhält. Ein etwaiger 
neuer Ziotysturz kannte sich angesichts der Verpflichtungen, die aus 
der Lieferung ausländischer Rohstoffe für dıe polnische Metallindustrie 
resultieren, geradezu katastrophal auswirken. Belebung haben außer- 
dem verschiedene Bestellungen des Kriegsministeriums gebracht. 
Der ımmer noch sehr stagnierende Export wurde wenigstens einiger- 
maßen durch die schon vor mehreren Wochen von uns erwähnten 
Maßnahmen der Regierung gefordert, die eine Rückerstattung von Ein- 
fuhrzollen für Rohstoffe und Hilfsmaterialien, die bei der Herstellung 
von zur Ausfuhr gelangenden Waren verwendet worden sınd, zum 
Gegenstand haben. Nach den neuesten Meldungen sind bei in- 
ländischen Fabrıken im ganzen 2400 Kohlenwaggons (davon bei der 
Friedenshütte 400) bestellt worden. Nachrichten polnischer Blätter, 
daß auch eine großere Anzahl von Lokomotiven in Auftrag gegeben 
worden seien, beruhen offenbar auf einem Irrtum. Die Werkstätten 
von Cegielski in Posen, der „Parowóz“ in Warschau und die Lokomativ- 
fabrik m Chrzanów führen zurzeit lediglich die alten Lieferungsver- 
träge aus, die auf 70 Lokomotiven für dieses und 90 für das nachste 
Jahr lauten. Die Königs- und Laurahütte hat infolge der neuen 
Waggonbauauftrage kürzlich bereits 300 Arbeiter wieder neu cin- 
stellen konnen. In anderen Zweigen der Metallindustrie konnte die 
bessere Konjunktur wegen des Mangels an Umsatzkapitals und des 
teuren Kredits nicht voll ausgenutzt werden. Dies betrifft vor allem 
die Fabriken für landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, die, chenso 
wie im Vorjahr, wiederum nicht in der Lage waren, dem gesteigerten 
Bedarf in der Herbstsaison zu entsprechen. Immerhin liegen bei fast 
allen größeren Fabriken bedeutende Bestellungen nicht nur aus dem 
Inlande, sondern auch vom Auslande, z. B. aus den baltischen Staaten 
vor. In den Wojewodschaften Posen und Lublin hat dieser Fabrika- 
tionszweig mehrere 100 Arbeiter wieder einstellen konnen. Die übrige 
Maschjnenindustrie klagt sehr stark über die ausländische Kankurrenz 
und verlangt einen höheren Schutz der Produktion, als wie er durch 
die bisher nicht aufgewerteten Zollsatze gewährt wird. Als nicht he- 
sonders günstig,muß auch die Lage der Gießereien des Radomer Be- 
zirks angeschen werden, die eiserne cmaillierte Gefaße herstellen. In 
einzelnen Zweigen der Metallindustrie hat sich die Lage sogar noch 
verschlechtert, so Ist die Plattier-Industiie augenblicklich fast dem 
Untergang nahe, Die Fabriken arbeiten nur noch wenige Tage in der 
Woche mit der halben Zahl der Belcgschaft, Die Produktion der 
Metallfabriken, dié für den Baubedarf arbeiten, stockt wegen der 
Stille auf dem Baumarkt. Der Beschaftigungsgrad der gesamten ver- 
arbeitenden Metallindustrie in Polen erreicht auch gegenwärtig nach 
kaum 50% der normalen Kapazität, so daß man die Lage im ganzen 
nach keineswegs als günstig bezeichnen kann. Die Haupthoffnungen 
für die künftige Entwicklung stützen sich nach wie vor auf den Expart, 
da die Aufnahmefähigkeit des Inlandsmarktes sich wegen der Ver- 
armung des Landes in absehbarer Zeit kaum heben durfte. Der aus den 
Kreisen des polnischen Metallindustriellen-Verbandes heraus gegrlindete 
E@nortverband hat sich namentlich um die oben erwahnten Zollruck- 
vergütungen bemüht, cine wesentliche Steigerung des Absatzes aul 
den Auslandsmaärkten aber nach nicht erreichen können, Bezeichnend 
ist, daß der früher recht bedeutsame Expert von Emailgeschirr in letzter 
Zeit noch weiter zurlickgegangen ist. Die Produktionskosten der 
polnischen Metallindustrie sind im Vergleich zu den übrigen Industrie- 
landern immer noch viel zu hoch. Das liegt nicht zuletzt daran, daß 
die Mehrzahl der Betriebe nur veraltete technische Einrichtungen 
besitzt und daß die Leistungsfähigkeit des polnischen Arbeiters auch 
nicht diejenige des westeuropaischen oder amerikanischen erreicht. 
Die früheren auslandischen Abnehmer der polnischen Maschinen- 
industrie bevorzugen heute auch schon deshalb andere Fahrikate, 
weil sie von der polnischen Industrie nicht so langfristige und billige 
Kredite gewährt bekommen konnen. 


Die polnische Regierung gegen die kontraktbruchigen 
Firmen. 


Mit dem Anzichen der Kohlenpreise glaubten die polnischen Ex- 
porteure vollkommen Herren der Situation zu sein und dirigierten ihre 
Kohlenlieferungen dahin, wo sie für den Augenblick am besten bezahlt 
wurden, ohne sich an die kontraktlich festgesetzten Termine zu halten, 
Die Folge dieser Willkür war eine Kohlenkrise in allen Landern, die sich 
auf die Lieferuugsvertrage mit den polnischen Exporteuren verlassen 
hatten. Diese Kohlenkrise ist um so empfindlicher, als der heran- 
nahende Winter die Nachirage nach Kohle steigert. 

Die Regierungen Dänemarks, Schwedens, Norwegens, Hollands 
und Italiens haben sich in dieser Angelegenheit an die pninische Re- 
gierung mit einer Nate gewandt, damit die polnischen Exporteure an 
ihre gesetzlichen Pflichten erinnert würden, 

Polens Handels- und Industrieministerium hat daraufhin folgende 
Verfügungen getroffen: ein besonderes Registrierungshureatt wird er- 
richtet, das ein Verzeichnis über die Firmen führen soll, die ihren kon- 
traktlichen Verpflichtungen nicht pünktiich nachkommen. Bei Bauk- 
anleıhen, Zoll- und Steuerermäßigungen, bei Verteilen von Lieferungen 
an staatliche Institutionen werden die Firmen, die auf der schwarzen 
Liste stehen, nicht berücksichtigt. Endlich soll ihnen das Recht ent- 
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zogen werden, ihre Waren per Eisenbahn zu befördern und die frei- 
gewordenen Eisenbahnwagen sollen denjenigen Firmen zur Verfligung 
gestellt werden, die sich als strikte Anhänger und Ertüller der Ge- 
schäftsmoral erwiesen haben. Dies rigorose Vorgehen der polnischen 
Regierung gegen die gewissenlosen Exparteure wird sicherlich in allen 
Ländern, die mit Polen ın geschaftlicher Verbindung sfehen, mit Ge- 
augtuung begrüßt werden. (Dz. N. N.) 


Der polnische Seefischfang. 

Der Fischfang im Monat August 1926 betrug 1600 dz, im Werte 
von 204649 zt. In dieser Summe sind 31°, aus dem Fang von Ok- 
sywia—Kalipki ungefahr 30% von Hela, nahezu 18°, von Dąbek- 
Chlapewn und Slarzewo--Obluze und ungefahr 20°, von Bur — Wielka 
Wies. Die Fange waren im allgemeinen mıttelmabig, jedoch besser 
als die vorjährigen in derselben Zeıt. Zu bemerken ist, daß im Laufe 
von 11 Tagen infolge heftiger Sturme die Fischer nicht ausfahren 
konnten. 

Der Fang der einzelnen Gattungen erreichte für die Monate Juli- 
August folgende Zahlen: Flunderu 136 dz, im Augtist 1.082.0 dz, He- 
ringe 26,5 dz und 25.0 dz, Lachs 0.2 dz und 0.1 dz, Aal 41.0 dz und 
39.0 dz, Dorsch 137.2 dz und 102.5 dz, Rombus 188.5 dz und 127.7 dz, 
Mielnica 7.0 dz und— dz, Makrelen — dz und 10,01 dz, andere Fische 
117.2 dz und 112.9 dz. 

Wie aus obiger Zusammenstellung hervorgeht, sind hauptsachlich 
Flundern, und zwar in emer Menge von 68°% der Gesamtmenge gefangen 
worden. "m Vergleich zum Vormonat hat sich der Aaiiang von 4} dz 
im Monat Juli auf 139.6 dz im Monat August vergrößert. In den 
ersten Tagen des Monats war der Aalfang gering und erst zum Schluß 
war er ertragreicher. Der Fang anderer Fischarten ist im allgemeinen 
zurückgegangen. Ende des Monats zeigten sich in der Nahe von Hela 
Heringe, die jedoch sofort wieder weıterzogen. Gleichzeitig wurde 
der Makreleniang begonnen, Ein bedeutender Teil der gefangenen 
Fische konnte in Danzig abgesetzt werden. Nach den vom Fischerei- 
amt angegebenen Zahlen sind ım betreffenden Zeitraum 997 Fischer 
mit 260 Booten, davon 64 Motorhooten und der Rest Segelboaten 
ausgefahren. 


| Internationale Wirtschaftsnachrichten. | 


Die Lage am Welt-Kunstseidenmarkt. 


(A. K.) Die Erzeugung an Kunstseide hat bekanntlich in den 
letzten Jahren eine außerordentlich günstige Entwicklunggenunmen. 
Wahrend 1914 erst 31 Millionen !bs, Kunstseide produziert wurden, 
bezitferte sich im Jahre 1924 die Erzeugung bereits auf 145 Mill, Ibs. 
Die Produktion für 1925 und i IE) für 1926 Bi aus der 
folgenden Tabelle hervor: 

Amerika . 

Australien |.. 
England ... 
Deutschland 
Italien ...... 
Frankreich. 

Beigien .... 
Niederlande . 
Schweiz ITSE 
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Die Verbilligung der zur Keds nereneraeugung t gten Roh- 
stoffe konnte natürlich nicht ohne Einfluß auf die Kunstseiden. -Preis- 
entwicklung bleiben. Wahrend die Durchschnittspreise des Jahres 1910 
sich zwischen 20—24 Mark je kg bewegten, stellen sich die augen- 
blicklichen Preise durchschnittlich auf 6.50—-7 Mark. Obwohl 
Papierhölzer und Baumwolle sich seit 1919 wesentlich verbilligt haben, 
wird trotzdem bereits in der Kunstseidenindustrie über zu niedrige 
Notierungen geklagt. 


Eine neue Erhöhung der russischen Gutertarife 


steht bevor, nachdem erst vor einem halben Jahre für eine ganze Reihe 
von Gütern betrachtliche Tariferhöhungen eingetreten waren. Das 
neue Projekt hat das Prasidium des Gosplan der Union bereits an- 
genommen. Für Roggen und Weizen soll cine Erhohung um 10 Prozent 
ür Mehl und Grütze um 20°% vorgenommen werden. Hierbei werden 
die erhühten Sätze auf Getreideiransporte für die Ausfuhr und für die 
Versendung nach Mittelasien keine Anwendung finden. Für Kohle 
ist eine Heraufsetzung des Tarifs um 15 Prozent vorgesehen. Der 
Ausnahmetarif für Donezkohle für Leningrad wird auf zi 1» Kopeken 
je Pud und Werst bei ganzen Kohlenzügen und auf * opeken je 
Pud und Werst für waggonweise Transporte festgesetzt. "Für Naphtha 
werden die Satze um 20%, für Holzmaterial im allgemeinen um 10% 
gesteigert, Für Brennholz tritt bei kurzen Entfernungen eine Er- 
höhung um 209%; ein, hei weiteren Entfernungen bleiben die Satze 
unverandert. Für Roheisen, Eisen, Stahl und erhuht sich der Tarif 
um 10%, für Erzeugnisse aus diesen Metallen um 20%. Ferner erfahren 
Tarifethöhungen folgende Waren: Malz um 20%, Sämereien am 20, 
Maschinen, außer landwirtschaftlichen, um 20, landwirtschaftliche 
Maschinen und Geräte um 10, Buntmetalle und Legierungen um 10, 
Wolle um 20, Baumwalle um 20, Zucker um 5, Salz um 5, Fleisch um 10, 
Apotheker- und Drogenwaren um 10, Baumaterial um 10%. Die Er- 
höhung der Tarife soll die Einnahmen des Verkehrskommissariats 


um 100—110 Millionen Rubel im Jahr steigern. Man will auf diese 
Weise auch zu Mitteln gelangen, um das Eisenbahnnetz weiter aus- 
bauen zu können. 


Was Streiks der Wirtschaft, dem Staat und dem 
Arbeiter kosten. 


Wiederhalt ist auf die gewaltigen Verluste hingewiesen worden, 
die der englische Bsrgbaustreik, der nun bereits eine Reihe von Monaten 
andauert, der englischen Wirtschaft verursacht hat. Nunmehr ver- 
öffentlicht O. D. Forst, der Leiter des amerikanischen Employments 
Relations Comite (Arbeitsamt) anlBlich einer Sitzung der „National 
Association af Manufacturers” eine Aufstellung darüber, welche Kosten 
Streiks der amerıkanıschen Volkswirtschaft in der Zeit von 1916-1925 
verursacht haben: 
Streikkosten der U. S. A.: 
für d. Unternehmer 


in Millionen Dollar: 
f. dá. Arb, f, d. Staat: 


1916 33, 513 
1917 a 378 
1918 20 488 
1919 157 3391 
1920 79 1712 
1921 m 57 1 242 
1922 70 1513 
1923. 25 550 
1924...... 28 613 
1925 14 316 

496 Fil TR 10 681 


P Den größten Schaden hat also durch den Ausbruch emes Streiks 
jeweils der Staat aufzuweisen. Der Steuerzahler ist somit der Haupt- 


leidtragende der Streikbewegung, (A. K.) 
el Stellenmarkt 


Gesuchte Stellen: 
1. Kaufmann (Maschinenbranche). 
2. Kaufmann (Drogist). 
3. Geschaftsvertreter, 
4. Lagerhalter. 
5, Tapezierer und Dekorateur-Gehilfe- 
6. Wiegemeister 
7. Buchhandlungsgehilfe. 
8. Buchhalter. 
9. Landw. Rechnungsfuhrer, 
10. Gutssckretär, 
11. Inspektor, 
12. Bureaugehilfe, 
13. Verkäufer, 
14. Kutscher. 
15. Sattler 
16. Maschinenschlosser, 
schter. 
18. Lehrling (Schlosserei). 
1^ Buchhalterin und Korrespandentin 
20. Fillalleiterin. Offene Stellen: 
21. Kontoristin. 1, Schrniedemeister. 
22. Verkauferin. 2, Schuhmachergeselle, 
23. Lehrmädchen. 3. Helfer (elektrotechn,) 


CE] kome | 


E. Eröfinungstag. K. Konkursverwalter. A. Anmeldefrist. 
G. Gläubigerversammlung. 
Bromberg. Spöldziclinia 62. p. p. Wikp. K. E" Le- 
wandowskı, Bromberg, ul. Dworcowa 95a. A. 30, 11. 19 
Bromberg. „C. B. Express“, nh. Georg Wottke, 
1926. 


aa, 10. 


Bromberg. „Sawana“, Fabryka Mydet i Wyrobów 
Chemicznych. Neuer Konkursverwalter Lean May, Brom- 
berg, Plac Wolnosci 1. 

Bromberg. Firma Szwedtpal, Inh Ivar Malmberg. 
Neuer Konkursverwalter Lea May, Plac Wolności 1. 

Bromberg. Im Konkursveriahren pegen den Kaufmann Pau! Mai- 
wald wurde ein Antragauf Einstellungdes Verfahrens 2ingebracht. 


Brzozowa. Landwirt Rudoli Besler ind Frau Elfriede 
geb. Kruger. E. 14. 10. 1926. A. 1. 11. 1926. K, Maksimiljan 
Lewandowski, Bromberg, ul. Dworcowa 95a. G. 28. 10. 1926. 

Gnesen, Adam Trojanowski. Nener Endtermin 16. 11. 1926. 

Graudenz. Hilary Nowacki. G. 20. 11. 1926. 

Kosthmin. Franciszek Nowacki. Neuer Anmeldetermin 
8. 11, 1926. 

Kalmy, Leo Goldmann, K. Dr. Oberlander in Brzezauy. A. 


22. 11.1926. G. 29. 11. 1926. 
Nakel. Franciszek Glaczyfiski. Neuer Termin 23. 11. 1926. 
Pleschen. Bank Ludowy, Sp. z ogr. odp. E. 6. 10. 1926. K. R. 
Kędzierski, Pleschen. A. 20. 11. 1926. 6. 24. 11. 1926. 
zionkow. Florjan Nowacki. Neuer Termin 22. Il. 1926. 
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